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UMVERTEILUNG DURCH DEN 
STAAT IN ÖSTERREICH 

Die Aktivitäten des Staates bewirken in Österreich eine erheb­
liche Umverteilung der Einkommen, allerdings nur über die 
Ausgabenseite/ die Staatseinnahmen tragen nur wenig zum 
Ausgleich von Einkommensunterschieden bei.. Jene 20% der 
Bevölkerung mit den niedrigsten Einkommen zahlen 35% ihres 
Einkommens als Steuern, jene 10% mit dem höchsten 
Einkommen 38%, dazwischen ist die Abgabenbelastung 
proportional. Die Umverteilung erfolgt primär durch Transferlei­
stungen und das öffentliche Güter- und Leistungsangebot.. 
Nach dem Umverteilungsprozeß verfügen die „ärmsten" 10% 
der Haushalte über ein um rund 50% höheres Einkommen als 
vorher, die Bezieher eines Durchschnittseinkommens beziehen 
um 12% und das oberste Dezil um 28% weniger. 

Der Staat beeinflußt durch seine Aktivitäten auf vielfält ige We ise den Verfü­
gungsspielraum der Bürger über das Güter- und Leistungsangebot. Im Rahmen 
der Steueraufbringung entzieht die öffentl iche Hand den privaten Haushalten 
und Unternehmen Kaufkraft, verbessert aber auch durch Transferzahlungen 
und Bereitstellung öffentlicher Güter und Leistungen deren Einkommens- und 
Wohlfahrtssituation.. Mi t dieser direkten Änderung der Wohlstandsvertei lung 
durch die Staatstät igkeit befaßt sich die vor l iegende Arbeit. Indirekte Effekte, 
die aus fiskalpolitisch bedingten Verhal tensänderungen der Wirtschaftssubjek­
te zustande kommen, müssen hier außer Betracht bleiben. 

Der Artikel basiert auf einer umfassenden Studie des W I P O [Guger, 1996), die 
auf Initiative des österreichischen Nat ional rates vom Bundesministerium für Fi­
nanzen in Auf t rag gegeben und von Marga re te Czerny, Alois Guger , Markus 
Mar te rbauer , Ewald Walterskirchen (alle WIFO) sowie Gerhard Woh l fah r t 
(Universität Graz) erstellt wurde 1 ) Thema dieser Untersuchung w a r der Einfluß 
der Staatstät igkeit auf die Einkommens- und Wohlstandsverte i lung. Sie schließt 
an eine frühere Arbei t des W I F O an , die auf der Datenlage des Jahres 1983 
basierte {Guger, 1987). 

Das Basisjahr der Untersuchung ist 1991. Soweit rezentere Daten verfügbar 
wa ren , wurde auch auf die Entwicklung bis 1995 e ingegangen Neben dem 

') Im zweiten Teil dieser Studie untersuchen Gerhard Lehner IWIFO) und Christian Zagler IWirt-
schaffsuniversität Wien! Allokationsaspekte des öffentlichen Sektors; dieser Abschnitt wird hier 
nicht wiedergegeben 
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Ausmaß der Umverteilung durch den Staat wi rd ge­
prüft, w iewei t sich Art und Ausmaß der Umverteilung 
seit An fang der achtziger Jahre verändert haben 

M E T H O D E U N D D A T E N L A G E 

Method isch schließt die Arbeit im wesentl ichen an 
Guge r (1987) an und verwendet den gleichen Umvertei­
lungsbegrif f ; w ie in allen vergleichbaren empirischen 
Studien w i rd somit hier unter Umverteilung lediglich der 
Fluß der unmittelbaren Leistungsströme zwischen priva­
ten und öffentl ichen Haushalten verstanden 

Die Analyse basiert auf dem Konzept der „ formalen In-
z idenz" , dem die Uberwälzungsannahme der VGR zu­
grunde liegt: Al le indirekten Steuern sind (auf die Preise) 
überwälzbar , al le direkten sind nicht überwälzbar 2 ) und 
werden von jenen ge t ragen, die sie leisten Gesamt­
wirtschaftl iche Nachfrageef fekte IMultipl ikatoreffekte) 
und Wirkungen auf die Leistungsbereitschaft der Indivi­
duen bleiben außer Betracht. 

Ausgehend von den auf dem Mark t erzielten Primärein­
kommen der Individuen werden nach Berücksichtigung 
der Abzüge und der wichtigsten monetären Transfers 
die Sekundärverteiiung und unter Hinzurechnung des 
realen Güter- und Leistungsangebotes des Staates 
(reale Transferleistungen) die Wohlstandsverte i lung der 
Haushal te von Unselbständigen ermittelt; das staatl iche 
Leistungsangebot wi rd dabe i zu laufenden Kosten be­
wertet.. 

Die empirische Basis liefern der Mikrozensus, die VGR 
und die Lohnsteuerstatistik 1991 des ÖSTAT sowie die 
Voranschläge b z w Rechnungsabschlüsse der öffentl i­
chen H a n d . Den gesamtwirtschaft l ichen Rahmen der 
Untersuchung bi ldet die Volkswirtschaftl iche Gesamt­
rechnung. Untersuchungseinheit ist der Haushalt , d a die 
gesamte staatl iche Umverteilungswirkung nur auf Haus­
haltsebene sinnvoll beurteilt werden kann In Österreich 
gilt woh l das Prinzip der Individualbesteuerung, die indi­
rekten Steuern und ein großer Teil der Staatsausgaben 
kommen jedoch nur auf der Haushaltsebene zum Tra­
gen. 

Die einzige Mögl ichkei t , eine Verbindung zwischen Per­
sonen und Haushalten herzustellen, eröffnet der Mikro­
zensus Die vorl iegende Arbeit stützt sich auf die M i -
krozensus-Erhebung vom September 1991, die ein Son­
derprogramm „Net toe inkommen" enthält . Da nur 
Nichtselbständige nach ihrem Nettoeinkommen im M o ­
nat September 1991 gefragt wurden , gingen einerseits 
nur Lohn- und Transfereinkommen - also keine Gewinn-
und Besitzeinkommen - in die Analyse ein, und ande­
rerseits wurden nur Haushalte von Nichtseibständigen 
- Arbeitnehmer (Arbeiter, Angestel l te, Beamte), Pensio-

2) Zur Kritik an dieser Annahme vgl. Bird (1980) 

nisten, Arbeitslose und Studenten - nach Einkommen­
schichten analysiert Pensionen wurden wie in der er­
sten Umverteilungsstudie wie Primäreinkommen behan­
delt : Zum einen e rgäbe sich aufgrund fehlender übriger 
Einkommenskomponenten {etwa Besitzeinkommen wie 
z. B. Zinsen) ein „verzerrtes" Umvertei lungspotential, da 
alle Pensionisten zu Beginn des Umverteilungsprozes­
ses ein Primäreinkommen von Null hät ten, zum anderen 
sind Pensionen einkommensteuerpflichtig Eine a d ä q u a ­
te Berücksichtigung der Pensionen müßte ferner den 
Umverteilungsprozeß über den Lebenszyklus analysie­
ren - eine M e t h o d e , die den Rahmen dieser Arbeit 
sprengt. 

Für alle Nichtselbständigen wurden in einem ersten 
Schritt die Netto-Personeneinkommen laut Mikrozensus 
anhand der Lohnsteuerstatistik 1991 auf Bruttoeinkom­
men hochgeschätzt und zu Haushaltseinkommen a g ­
gregiert ; dabe i ergaben sich auch die Sozialversiche­
rungsbeiträge und Lohnsteuerleistungen der einzelnen 
Haushalte. In einem zwei ten Schritt wurden jedem 
Haushalt die empfangenen Transferleistungen und das 
in Anspruch genommene Volumen an öffentl ichen G ü ­
tern und Dienstleistungen zugerechnet Um auch die 
Haushaltsgröße zu berücksichtigen, wurde schließlich 
in einem dritten Schritt für jeden Haushalt ein gewich­
tetes Pro-Kopf-Einkommen [Äquivalenzeinkommen) er­
rechnet; die verwendeten Äquivalenzgewichte sind 1 
für den ersten Erwachsenen, 0,7 für jede wei tere er­
wachsene Person und 0,5 für Kinder (Personen unter 
16 Jahren) 

D A S UMVERTEILUNGSPOTENTIAL DES 

STAATES I N ÖSTERREICH 

Die Mögl ichkeiten der staatl ichen Umverteilungspolitik 
sind durch den Umfang der Staatstätigkeit und die 
Struktur der öffentl ichen Einnahmen und Ausgaben fest­
gelegt Österreich hat woh l im internationalen Vergleich 
einen überdurchschnittl ich hohen Staatsantei l , die Um­
verteilungseffizienz des Abgabensystems ist aber ge­
ring. 

Mi t einer Abgabenquo te von 42,8% lag Österreich 
] 994 im EU-Durchschnitt (42,5%), aber über jenem der 
OECD-Staaten (38,4%) Der Umfang des öffentlichen 
Sektors ist in Österreich zwar besonders groß, die Um­
verteilungseffizienz der Abgaben aber relativ ger ing, 
d a der Anteil der Abgaben mit progressiver Wi rkung 
niedrig ist. W ä h r e n d der Anteil der Einkommen- und Er­
tragsteuern im Durchschnitt der OECD-Länder 35,4% 
und jener der Vermögensteuern 5,2% des gesamten 
Steueraufkommens bet rägt , entfal len in Österreich nur 
24,8% bzw 1,6% auf diese direkten, progressiv wirken­
den Abgabenkategor ien 

Die indirekten, proport ional oder regressiv wirkenden 
Steuern haben dagegen einen überdurchschnittl ichen 
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Anteil am österreichischen Steueraufkommen: Die Bei­
t räge zur gesetzlichen Sozialversicherung, die durch die 
Höchstbei t ragsgrundiage deutlich regressiv wirken, ma­
chen ein Drittel des heimischen Abgabenaufkommens 
aus, im OECD-Durchschnitt ein Viertel. Auch Steuern 
auf Güter und Dienstleistungen wirken tendenziel l re­
gressiv, d a die Konsumquote mit steigendem Einkom­
men sinkt. M i t einem Anteil von gut 30% liegt Österreich 
in dieser Abgabenkategor ie im Durchschnitt. Steuern 
auf die Lohnsumme, die proport ional wirken, spielen in 
wenigen Ländern eine nennenswerte Rolle; nur in 
Österreich und Australien erreichen sie rund 6% des 
Steueraufkommens 

Schon die Steuerstruktur läßt auf ein geringes Umvertei­
lungspotential des österreichischen Steuersystems 
schließen Bei einer relativ hohen allgemeinen Steuer­
belastung sind Einkommen und Vermögen nur unter­
durchschnittlich besteuert. Die Schweiz, die USA und 
Japan - Länder mit geringer genereller Steuerbeiastung 
und niedrigen Steuersätzen - weisen dagegen mit 
einem Anteil der Einkommen- und Ertragsteuern von 
über 40% und hohen Vermögensteuerantei len, aber ge­
ringen indirekten Steuern eine progressive Steuerstruk­
tur auf 

Im Hinblick auf die Abschaffung der Vermögenssteuern 
in Österreich ist festzustellen, daß die moderne Steuer­
lehre gerade Steuern auf Vermögen nicht nur aus ver­
teilungspolitischer, sondern auch aus al lokat ionstheore-
tischer Sicht als besonders effiziente fiskalische Instru­
mente bezeichnet 3). 

UMVERTEILUNG AUF DER MAKRO­
EBENE: DIE FUNKTIONELLE SICHT 

Die Entwicklung der personellen Vertei lung, also der 
Verteilung der Einkommen nach Personen und Haushal­
ten, kann nicht unabhängig von der funktionellen Ein­
kommensverteilung, der unterschiedlichen Entwicklung 
der verschiedenen Einkunftsarten gesehen werden G e ­
rade im letzten Jahrzehnt hatte die Entwicklung der 
funktionellen Verteilung in den meisten Industrieländern 
eine deutl iche Verschiebung der personellen Einkom­
mensverteilung zur Folge, da sich die starke Zunahme 
der Vermögenseinkommen durch die ungleiche Vertei­
lung der Vermögen in einer Zunahme der Einkommens­
dispari täten niederschlug 

Die Einkünfte aus Besitz und Unternehmung können in 
der wei teren Analyse auf Ebene der Personen mangels 
entsprechender Daten nicht berücksichtigt we rden Die 
funktionelle Analyse liefert aber einen Einblick in die Ent­
wicklung der Abgabenbelas tung nach Einkunftsarten 
und läßt damit auf die Umverteilungswirkungen der A b -

Abbildung /.• Lohnanteil am Volkseinkommen 
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3) Zur Zinserfrag- und Vermögensbesfeuerung siehe Guger (1996, 
S. 31-34) 
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'] Anteil der Unselbständigen an den Eiv/erbstötigen von 1970 

gaben auf Einkommen aus Besitz und Unternehmung 
schließen 

Die Wachstumsverlangsamung seit Mi t te der siebziger 
Jahre beeinflußte die Abgabenbe las tung der Lohnein­
kommen stärker als die der übrigen Einkommensarten. 
Dies schlägt sich in der Entwicklung der Net to-Lohn-
quote nieder: Der Anteil der Net to löhne am Volksein­
kommen ohne direkte Abgaben (die bereinigte Ne t t o -
Lohnquote) ist seit 1975 um rund 15 Prozentpunkte ge­
sunken, die bereinigte Brutto-Lohnquote um 7 Prozent­
punkte. 

Gemessen am Anteil der Einkommensteuern an der je­
wei l igen Einkunftsart fo lgen die Lohn- und die Einkom­
mensteuerquote seit M i t te der siebziger Jahre einem 
gegenläuf igen Trend: W ä h r e n d die Lohnsteuerquote 
deutlich stieg, ging der Anteil der Steuerleistung auf 
veranlagte Einkommen seit 1974 stark zurück. Der Ein­
bruch der Einkommensteuerleistung seit Mi t te der sieb­
ziger Jahre geht vor allem auf die Einführung der Indivi-
dualbesteuerung, die steuerliche Absetzbarkei t der Fa­
miliendienstverhältnisse und die zunehmende Bedeu­
tung der Rechtsform der GesmbH & C o KG zurück. 
Aufgrund der mangelnden Rechtsformenneutralität des 
Systems ist eine Ver lagerung von der Einkommen- zur 
Körperschaftsteuer zu beoabachten - nicht zuletzt wei l 
die Steuerreform 1988 die Kapitalgesellschaften im Ver­
gleich zu den einkommensteuerpfl ichtigen Unternehmen 
bevorzugt 

In den achtziger Jahren dürfte das zunehmende G e ­
wicht der Kapi ta ler t räge die Einkommensteuerquote ge­
drückt haben. Zwischen 1970 und 1986 stieg der Anteil 
des Lohnsteueraufkommens an den Bruttolöhnen und 
-gehol tem sowie den Pensionen von 5,7% auf 13 ,1%. 
Erst die Steuerreform 1989 brachte eine spürbare Entla­
stung, die Lohnsteuerquote ging 1989 auf 9,8% zurück, 
erreichte allerdings t rotz der Änderungen im Rahmen 
des „Famil ienpakets" bis 1993 wieder 12% Erst die 
jüngste Steuerreform (1994) dürfte die Lohnsteuerquote 
wieder auf rund 1 1 % bis 11 /2% drücken. 
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Abbildung 2: Entwicklung der Steuerquoten 
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W a r die Einkommensteuerquote [einschließlich der Ka­
pitalerfragsteuer) 4} in den frühen siebziger Jahren von 
knapp 9,7% 1970 auf 20,2% im Jahr 1974 förmlich ex­
plodiert , so sank sie seither fast kontinuierlich auf 9% 
Die Steuerreform 1989 brachte einen temporären An­
stieg um rund 1 Prozentpunkt, dürfte aber durch die A b ­
schaffung der vorzeit igen Abschreibung und die Einfüh­
rung der Kapitalertragsteuer auf Zinsen (KEST) den we i ­
teren Rückgang gebremst haben. Trotz der Anhebung 
der KEST sank allerdings die Steuerquote 1993 wei ter 
(Abbildung 5) 

DIE PERSONELLE VERTEILUNG DER 
PRIMÄREINKOMMEN 

Die Primäreinkommensverteilung hat sich auf 
Ebene der Personen seit Anfang der acht­
ziger Jahre wenig verändert.. Die Verteilung 
der Haushaltseinkommen wurde aber signifi­
kant ungleicher: Bis zum 7 Dezil ist der 
Anteil der Bruttoeinkommen seit den frühen 
achtziger Jahren gesunken, im oberen 
Drittel aber deutlich gestiegen.. Für diese 
Divergenz der Entwicklung dürften vor allem 
Änderungen der Größe (mehr Einpersonen­
haushalte} und der Struktur der Haushalte 
(z. B mehr arbeitslose Haushaltsmitglieder 
oder mehr Verdiener pro Haushalt} verant­
wortlich sein.. 

Den Ausgangspunkt jeder Umverteilungsanalyse bildet 
die Verteilung der Primäreinkommen, die sich auf dem 
Mark t ohne Einflußnahme des Staates ergibt 5) . Die Pri-

4] Veranlagte Einkommen- plus Kapitalertragsteuer als Anteil an den 
Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, freiberuflicher Tätigkeit, Ge­
werbebetrieb und Besitz lohne Einkünfte aus Vermietung und Ver­
pachtung, die auch Imputationen enthalten) 
J l Zur Problematik dieser Annahme vgl Guger 11987, 1996) 

Übersicht 1 •. Die Verteilung der Primär- oder 
Bruttoeinkommen 1991 

Haushalte von unselbständig Alle Nichtselbständigen-Hausholte 
Beschäftigten (einschließlich Pensionisten- und 

Arbeits losenhaushalte] 
Bruttoeinkommen Bruttoeinkommen 

Obergren­ Anfeile i n % Obergren­ Anteile i n % 
zen in S Kumuliert zen in S Kumuliert 

1 Dezil 17700 3 6 3.6 8 700 1 4 1 4 

2 Dezil 22.000 5 0 8 6 13 400 3 7 5 2 
3 Dei i l 26 100 6,1 147 18 100 4 7 9 3 
4 Dezil 30 700 7 1 21.3 22 400 6.4 16,2 
5 Dezil 35.300 8 4 30 2 26.800 7 8 2-10 
6 Dezil 40 600 9 5 39,6 32 100 9 3 33 3 
7 Dezil 46.800 109 50.5 38 700 11 1 4 4 4 

8 Dezil 54 700 126 63 1 47 400 137 56 1 
9 Dezil 68 200 15 1 78 2 60 400 16,8 74 9 

10 Dezil > 68 200 21.8 100,0 > 60 400 25 1 100.0 

1 Quarti l 24 200 11.5 11,5 15.500 7 2 7 2 
2 Quarti l 35 300 18.6 30 2 26 800 16,8 2 4 0 
3 Quarti l 50 500 26,4 55,5 43 000 2 7 0 51 0 
4 Quartil > 50 500 43,5 1000 > 43 000 49,0 1000 

1 Drittel 27 500 17.6 17.6 19400 12.0 120 
2 Drittel 44 800 29 2 4 6 8 36 500 28 4 40 5 
3 Drittel > 44 800 53 2 1000 > 36 500 5 9 5 1000 

Durchschnitt « 0 0 0 31 600 

Gini Koeffizient 0 281 0 367 

Q : ÖSTAT Mikrozensus, Lahnsteuerslatistik Volkseinkommensrechnung: W I F O 

märverteilung, die der vorl iegenden Arbei t zugrunde 
liegt, basiert auf dem Mikrozensus. 

N a c h Einkommenschichten wi rd der Umverteilungspro­
zeß für Haushalte der unselbständig Beschäftigten und 
aller Nichtselbständigen zusammen dargestel l t Diese 
umfassen neben den unselbständig Beschäftigten auch 
die Pensionisten, Arbeitslosen, nichtberufstätigen Haus­
frauen und Studenten Diese Unterscheidung ist not­
wend ig , um den Struktureinfluß der unterschiedlichen 
Haushaltszusammensetzung - Pensionisten e twa zah­
len keine Sozialversicherungsbeiträge oder haben sel­
ten Kinder - offenzulegen 

Das durchschnittl iche Brutto-Haushaltseinkommen der 
Arbeitnehmer betrug 1991 40 000 S, der entsprechen­
de Med ianwer t 35 300 S In das unterste Dezil (bis zu 
einem Einkommen von 17.700 S) flössen 3,6% der Brut­
tobezüge und in das oberste (monatliches Haushalts­
einkommen über 68 200 S) 21,8% 

Gegenüber 1983 wurde die Verteilung ungleicher: Da­
mals waren auf das 1 Dezil 4 ,6% und auf das letzte 
20,3% entfal len. Dies zeigt auch die Quarti isvertei lung: 
M i t 11,5% bzw.. 18,6% der Einkommen lagen das 1 und 
das 2 Quart i l 1991 um \n bzw Vi Prozentpunkt unter 
den entsprechenden Anteilen im Jahr 1983; das 
4. Quart i l erreichte hingegen mit 43 ,5% einen um fast 
2 Prozentpunkte höheren Anteil . 

Diese Zunahme der Einkommensdisparität seit Anfang 
der achtziger Jahre wa r auf die Haushaltsebene be­
schränkt. Die Verteilung der Personeneinkommen blieb 
im großen und ganzen unverändert Die wichtigste Ur­
sache dafür dürfte in geänder ten Haushaltsstrukturen -
wie Haushaltsgröße und -Zusammensetzung (z B hä-
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Abbildung 3: Die Bruitoverteilung nach Dezihn 1983 und 
1991 

Alle Nichtselbständigen Haushalte 

{einschließlich Pensionisten - und Arbeftslosenhausholte) 

1 2 3 4 5. 6 7 8 ? 10 

Dezile 

here Erwerbsbeteil igung der Frauen, mehr Single-Haus­
halte bzw. mehr arbeitslose Haushaltsmitglieder) - lie­
gen. Das G in i -Maß ist woh l nur bedingt vergleichbar, 
zeigt aber mit 0,281 gegenüber 0,25 im Jahr 1983 einen 
deutl ichen Anstieg 

Uber alle Nichtselbständigen-Haushalte (also auch 
die Pensionisten- und Arbeitslosenhaushalte) ergeben 
sich ein durchschnittliches Haushaltseinkommen von 
31.600 S und ein Medianeinkommen von 26 800 S. 
10% der Haushalte stand ein Bruttoeinkommen von 
bis zu 8 700 S zur Verfügung, ihr Durchschnittseinkom­
men betrug 4.500 S, und auf sie entfielen nur knapp 
1/2% der Brut tobezüge. We i te re 10% hatten ein mo­
natliches Haushaltseinkommen von über 60 400 S, ihr 
Durchschnittseinkommen erreichte fast 80.000 S, und 
sie bezogen ein Viertel der Primäreinkommen des Jah­
res 1991, das ist mehr als die gesamte untere Hälf te 
der Einkommenshierarchie Mit 0,367 war auch für a l ­
le Haushalte das G in i -Maß deutlich höher als 1983 
(0,34), als auf das 1. Dezil 2 , 1 % und auf das letzte 
23,3% der Bruttobezüge entf ielen. Das unterste 
Quart i l kam mit 7,2% auf einen um 1 % Prozentpunkte, 
die untere Hälf te mit 24% auf einen um 2 Prozent­
punkte niedrigeren Einkommensanteil als 1983 (Abbil­
dung 3). 

Die hier dargestel l ten Primäreinkommen enthalten mit 
Ausnahme der Pensionen, die in dieser Arbeit zu den 
Primäreinkommen zählen, keine Transferleistungen Da 
in das 1 Dezil ein hoher Anteil von Transferempfängern 
fällt, die kein Primäreinkommen beziehen, erreicht das 
Durchschnittseinkommen für die untersten 10% der Ein­
kommensverteilung nur 4 5 0 0 S , im 2 Dezil dagegen 
bereits 1 1 200 S Rechnet man die Transfers - Arbeits­
losengeld, Sondernotstandshi l fe, Karenzgelder usw. 
(ohne Familienbeihilfe) - zu den Primäreinkommen, so 
steigt das Durchschnittseinkommen im 1. Dezil auf 
6 8 0 0 S 

Ein zuverlässigeres Bild über die tatsächliche Einkom­
mensituation der Haushalte liefert das Äquivalenzein­

übersicht 2: Durchschnitts- und Äquivalenzeinkommen nach 
Einkommenschichten 1991 

Unselbständig Haushalte von unselb- Alle Nichrselbsländigen 
Beschäftigte ständig Beschäftigten Haushalte (einschließlich 

Pensionisten- und 
Ar beitslos en ha us h • Ii el 

Brutto 
einkommen 

Brutto-
Äquiva lenz­
em kommen 

Brutto­
einkommen 

Brutto-
Aquivalenz-
einkommen 

Brutto­
einkommen 

Brutto-
Äquiva lenz­
em kommen 

Intervall mittel Intervall mitte 

In S 
Intervailmittel 

1 Dezil 7 0 0 0 14 400 14200 10400 4 500 4 100 

2 Dezil 12.600 15400 20 300 13.600 11 200 9 800 

3 Dezil 15 700 17 000 24 300 15 500 15900 12 000 
4 Dezil 13 000 17 400 28 400 16 700 20 200 13 500 

5. Dezil 20 100 19 100 33 000 18 000 24 500 15600 

6 Dezil 22 400 20 000 379D0 2 0 0 0 0 29 400 17 400 
7 Dezil 25 700 20 600 43 eoo 21 200 35 400 IS 900 

8 Dezil 29 100 22 200 5 0 6 0 0 23 200 43 000 21 300 

9 Dezil 3 4 0 0 0 25 800 60 700 26 500 53 400 24 200 
10 Dezil 52 500 32 900 87 300 35 200 79.600 32 100 

1 Quarti l 11 000 15 500 18 400 12.600 9 100 7 800 

2 Quarti l 19000 18 200 29 700 17 100 21 300 14 100 
3 Quarti l 25.000 20 800 42 400 21 000 34 100 18.800 

4 Quarti l 40.000 27.600 69 700 29 400 62 200 26 800 

1 Drittel 12 200 16 000 20 500 13 700 11 300 9 0 0 0 
2 Drittel 21 100 19 200 3 5 9 0 0 18 900 27 300 16 400 

3 Drittel 37 800 26 300 64 200 27 600 56 500 25 200 

Insgesamt 23 700 40 000 31 600 
Personen 2 923 231 1 406 516 2 494 71 1 

Q i ÖSTAT Mikrozensus Volkseinkommensrechnung • WIFO 

kommen (gewichtetes Pro-Kopf-Einkommen), d a es auch 
die Zahl der Haushaltsmitglieder gewichtet nach deren 
Alter berücksichtigt In den Beschäft igtenhaushalten 
steigt das Äquivalenzeinkommen von 10 4 0 0 S im 
1. Dezil auf 18 0 0 0 S im Medianbere ich und auf 
35 000 S im obersten Dezil, Die Relation zwischen un­
terstem und oberstem Dezil bet rägt 3,4, jene 10% mit 
dem höchsten Einkommen beziehen also gewichtet pro 
Kopf fast das Dreieinhalbfache der 10% mit dem nied­
rigsten Einkommen Im oberen Drittel ist dieses gewich­
tete Personeneinkommen doppe l t so hoch wie im unte­
ren Drittel 

W i e erwar te t ist über alle Haushalte - einschließlich 
der Haushalte von Pensionisten, Arbeitslosen und nicht­
beschäft igten Hausfrauen - die Spanne zwischen dem 
untersten und dem obersten Dezil viel größer als in den 
Beschäft igtenhaushalten Im 1. Dezil be t rägt das Äqui­
valenzeinkommen 4 100 S, im 10 aber 32 100 S und ist 
damit fast achtmal so hoch, im oberen Drittel ist es fast 
dreimal so hoch wie im unteren 

An diesem Unterschied zeigen sich die Schwäche jeder 
undifferenzierten Verteilungsanalyse und die Bedeutung 
der Äquivalenzeinkommensanalyse: Die unteren Ein­
kommenschichten umfassen vorwiegend Pensionisten-, 
d . h . überwiegend Einpersonenhaushalte, während sich 
in den oberen Schichten ein großer Anteil von Mehrver­
dienerhaushalten findet 6). 

6) Die Verteilungsstrukturen werden in Guger l l996, Kapitel 3 und An­
hang) ausführlich dargestellt 
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Ubersicht 3-. Abgabenquoten für Haushalte nach Einkommenstufen 1991 

Haushalte von unselbständig Beschäftigten Alle Nichtselbständigen-Haushalte (einschließlich Pensionisten- und 
Arbeitslosenhaushalte] 

Bruttoeinkommen Arbeitnehmer­
beiträge zur 

Sozialversicherung 

Lohnsteuer direkte Steuern 
insgesamt 

Bruttoeinkommen Arbeitnehmer­
beiträge zur 

Sozia Iversiche ru n g 

Lohnsteuer Direkte Sie 
insgesa 

Intervall mitte] in S In? i des Bruttoeinkommens Intervoll mittel in S In? i des Bruttoeinkommens 

1 Dezil 14 200 15.5 4 5 20.0 4 500 3.9 0.0 3 9 
2 Dezil 20 300 15,4 7,5 22 9 n 200 4.6 4 0 8,6 
3 Dezil 24 300 15.1 9 1 24 2 15 900 9.2 6,3 15,5 
4 Dezil 28 400 148 9.5 24,3 20 200 106 7 9 18,5 
5 Dezil 33.000 14,6 10.2 24.8 24 500 11 4 9.5 20 9 
6 Dezil 37 900 140 11.0 25.0 29 400 11 8 10.2 22 0 
7 Dezil 43 800 13.9 113 25,2 3 5 4 0 0 127 10.6 23 3 
8 Dezil 50.600 13,8 11 8 25.6 43.000 12,6 11 5 24 1 
9 Dezil 6 0 7 0 0 128 138 26,6 53 400 124 12.8 2 5 2 

10 Dezil 8 7 3 0 0 110 172 28 2 79.600 11 1 16 1 27 2 

I Quorti l 18.400 154 7,0 22 4 9 100 5 7 3.6 9.3 
2 Quarti l 29 700 147 9.8 24.5 21 300 107 8,5 192 
3 Quarti l 42 400 13.9 113 25.2 34 100 12 3 107 23,0 
4 Quart i l 6 9 7 0 0 12.0 15,3 27 3 62 200 11.8 143 26 1 

1 Drittel 20 500 15,3 7 7 2 3 0 11 300 7 4 5,0 124 
2 Drittel 35 900 142 107 2 4 9 27 300 11 7 9 7 21 4 
3 Drittel 64 200 12.3 14.6 2 6 9 56.500 11 9 138 2 5 7 

Insgesamt 40.000 13.4 122 25,6 31.600 11 3 11.5 22.8 

Q : ÖSTAT Mikrozensus, Lohnsteuerstatistik Volkseinkommensrechnung; WIFO 

UMVERTEILUNG DURCH STEUERN UND 
ABGABEN 

Die Inzidenzforschung, die Analyse der Verteil ungswir-
kung der öffentl ichen A b g a b e n , unterscheidet die Effek­
te direkter und indirekter Steuern und knüpft dabe i an 
der vermuteten Uberwälzbarkei t an : Direkte Steuern, 
w ie die Einkommen- und Vermögensteuer, sind danach 
nicht überwälzbar und werden von dem gezahl t , der 
sie ökonomisch trägt. Indirekte Steuern, w ie die Um­
satz- und die übrigen Verbrauchsteuern, gelten dage ­
gen als überwälzbar . 

Direkten Steuern wi rd im allgemeinen eine progressive 
und indirekten Steuern eine regressive Wirkung zuge­
schrieben Direkte - am Einkommen oder Vermögen be­
messene - Steuern belasten demnach Bezieher hoher 
Einkommen, indirekte - am Verbrauch bemessene -
Steuern die ärmeren Bevölkerungschichten relativ stär­
ker. Die Aufbr ingung des öffentl ichen Finanzbedarfs 
durch indirekte Steuern wi rd daher aus verteilungspolit i­
scher Sicht immer wieder kritisiert: W ä h r e n d direkte 
Steuern auf dem Leistungsfähigkeitsprinzip beruhen, be­
iasten indirekte Steuern aufgrund des höheren Konsum­
anteils am verfügbaren Einkommen und manchmal auch 
aufgrund der Verbrauchsstruktur (hoher Ausgabenantei l 
für Energie, Tabak usw) ärmere Schichten der Bevölke­
rung mehr. 

DIE I N Z I D E N Z DER L O H N A B G A B E N 

Die genauere Analyse der Verteilungseffekte direkter 
Abgaben beschränkt sich auf die Lohnsteuer und die 
Sozialversicherungsbeiträge.. Zum einen sind damit gut 
7 0 % des gesamten direkten Steueraufkommens der pri­
vaten Haushalte abgedeck t ; zum anderen fehlt für 

Selbständige die Grund lage für die wei tere Analyse 
auf Haushaltsebene, da im Mikrozensus Selbständige 
nicht nach ihrem Einkommen gefragt werden . 

DIE SOZIALVERSICHERUNGSABGABEN 

Die Sozialversicherungsbeiträge bilden zusammen mit 
den übrigen Dienstnehmerabgaben [Kammerumlage 
und Wohnbauförderungsbei t rag) für den überwiegen­
den Teil der unselbständig Erwerbstätigen den größten 
Abzugsposten Bis zu einem laufenden Bruttobezug von 
39 000 S oder für über 90% der Arbeitnehmer übertref­
fen die Soz ia labgaben die Lohnsteuerleistung 

Die Sozialversicherungsbeiträge wirken infolge der 
Höchstbeitragsgrenzen und unterschiedlicher Kranken­
versicherungsbeiträge für Arbeiter und Angestel l te re­
gressiv auf die Einkommensverteilung: Bis zur Höchstbei-
t ragsgrenze (1995) von 37.800 S (1991 30.000 S) ist für 
ASVG-Versicherte die Beitragsleistung proport ional 
zum Bruttobezug (17,65% für Angestel l te, 18,2% für Ar­
beiter). Für höhere Einkommen bleiben die Soz ia labga­
ben absolut konstant, betragen also für Angestel l te 
höchstens 6.671,7 S 14mal im Jahr Uber der Höchst-
beitragsgrenze sinkt damit die Soz ia labgabenquote 
kontinuierlich: Bei einem Mona tsbezug von 50.000 S 
(14mal) macht sie 13,2% aus, bei 70.000 S 9,5% und bei 
100.000 S 6,6%. 

Arbeiter - sie verdienen im Durchschnitt um 20% weniger 
als Angestel l te - t ragen infolge höherer Krankenversi­
cherungsbeiträge ( + 0,55 Prozentpunkte) höhere Sozial­
a b g a b e n . Die Pensionsbeiträge der Beamten wirken 
propor t iona l , da hier Höchstbei t ragsgrenzen fehlen 

Die durchschnittl iche Soz ia labgabenquote der Arbeit­
nehmerhaushalte betrug 1991, als die Arbeitnehmerbei-
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Übersicht 4-. Verteilung der Abgaben nach 
Einkommenstufen 199i 

Housholte von unselbständig Alle Nichtselbständigen-Haushalte 
Be:chä(tigten [einschließlich Pensionisten- und 

Arbeitslosenhaushaltel 

Netto­ Abgaben Net to­ Net to­ Abgaben Net to­
einkommen 

Abgaben 
einkommen einkommen 

Abgaben 
einkommen 

In S Dezilonteile in % InS Dezilonteile in % 

1 Deal 11 400 2,8 3 9 4 300 0 2 1 8 

2 Dezil 15.700 4.5 5.2 10 200 1 4 4.4 

3 Dezil 18400 5 7 6,2 13500 3 1 5 1 

4 Dezil 21 500 6 7 7 2 16.500 5,1 6.8 

5. Dezil 24 9O0 8 1 8,5 19400 7 1 8 0 

6. Dezil 28 500 9 2 9,5 22 900 8 9 9 4 

7 Dezil 32 800 10 7 110 27 200 11.3 11 1 

8 Dezil 37 700 12 5 126 32 600 144 13.5 

9 Dezil 44 500 157 149 3 9 9 0 0 185 163 

10 Dezil 62 700 24 0 21 1 5 7 9 0 0 2 9 3 23 7 

1 Quarti l 14 300 100 12,0 8 200 29 8 5 

2 Quadi l 22 400 17 8 18,9 17 200 14 1 176 

3 Quarti l 31 700 25.9 26,5 26 300 27 1 2 7 0 

4 Quarti l 50700 46,3 42,5 46.000 5 5 9 4 6 9 

1 Drittel 15.800 15,8 182 9 900 6,5 137 

2 Drittel 27 000 28 3 29,5 21 400 26,6 29,0 

3 Drittel 47 000 5 5 9 52,3 42.000 6 6 8 57.3 

Insgesamt 2 9 7 6 0 24 400 

Q: ÖSTAT Mikrozensus Lohns reue rstatistik Volkseinkommensrechnung, WIFO 

t räge um rund 1 P r o z e n t p u n k t e unter dem heutigen 
Niveau lagen, 13,4% Sie reichte von 15,5% im unter­
sten Dezil bis 1 1 % im obersten Dezil. Das obere Drittel 
der unselbständig Beschäftigten verdiente gut 53% der 
Lohneinkommen und zahlte 49% der Sozialabgaben.. 
W ä h r e n d für Bezieher mittlerer Einkommen (im 5 Dezil) 
die Soz ia labgabenquote zwischen 1983 und 1991 um 
1 % Prozentpunkte stieg, ging sie für das oberste Dezil 
um 0,8 Prozentpunkte zurück. Dieser Rückgang der Bei­
t ragsquote für Spitzenverdiener resultiert zum Teil aus 
einer unterproport ionalen Anhebung der Hochstbei-
t ragsgrundlage Überdies dürften die Einkommen über 
der Höchstbei t ragsgrundlage, deren Beitragsleistung 
absolut festgelegt ist, stärker zugenommen haben. 

Betrachtet man allerdings die Einkommensverteilung 
über alle Haushalte, so ergeben auch die Sozia labga­
ben ein progressives Bild Uber alle Haushalte von 
Nichtselbständigen steigt die Soz ia labgabenquote von 
3,9% im untersten Dezil auf 12,7% im 7 Dezil und sinkt 
dann auf 11 ,1% im obersten Das obere Drittel der 
Nichtselbständigen-Haushalte bezieht rund 60% des 
Einkommens und zahlt rund 6 3 % der Sozia labgaben 
Diese Vertei lung ergibt sich natürlich nur aufgrund des 
Struktureffekts: In das unterste Dezil fal len uberpropor-
t ionai viele Pensionisten, die nur den Krankenversiche­
rungsbeitrag zahlen, und Arbeitslose, Karenzgeldbezie­
her usw , deren Soz ia labgaben nicht ausgewiesen wer­
den 

Die Sozialversicherungsbeiträge wirken durch die 
Höchstbei t ragsgrundlage und die höheren Krankenver­
sicherungsbeiträge für Arbeiter regressiv auf die Ein­
kommensverteilung, belasten also die Spitzenverdiener 
weniger als solche mit niedrigem oder durchschnittl i­
chem Einkommen Diese Wirkung wi rd durch die Ab-

D'ie effektive Sozialabgabenquote 

Die tatsächliche Soz ia labgabenquote sinkt mit stei­
gendem Einkommen, wei l die Beiträge zur gesetzl i­
chen Sozialversicherung als Werbungskosten (§ 16 
EStG) die Steuerbemessungsgrundlage vermindern.. 
Ihre Absetzbarkei t als Freibetrag reduziert heute 
(1995) die Lohnsteuerleistung eines Durchschnittsver­
dieners (brutto 23 600 S, 14maU um fast ein Drittel 
oder 1.323 S pro M o n a t (5,6% des Einkommens); bei 
einem Einkommen van 37 800 S (Höchstbeitragsgrund­
lage 1995) bet rägt die Steuerersparnis 42% der So­
zialversicherungsbeiträge oder 2.781 S (7,4% des Ein­
kommens), a b einem Mona tsbezug von 68.000 5 50% 
oder 3.311 S 14,7% des Einkommens). Bezieher eines 
sehr geringen Einkommens von monatl ich 10 000 S er­
halten dagegen nur 13/2% ihres Sozialversicherungs­
beitrags oder 236 S (2,4% des Einkommens) zurück 

Die regressive Wi rkung der Höchstbei t ragsgrundlage 
w i rd also durch die Freibetragsregelung noch ver­
stärkt Unter Berücksichtigung der steuerlichen Auswir­
kungen der Soz ia labgaben ist die absolute Beitrags-
Seistung über der Höchstbei t ragsgrundlage umso 
niedriger, je wei ter das Einkommen über der Höchst­
bei t ragsgrundlage liegt. Ein Durchschnittsverdiener 
(monatlich brutto 23.600 S) zahlt effektiv 2.809 S an 
Sozialversicherungsbeiträgen, jener, der ge rade zur 
Höchstbei t ragsgrundlage entlohnt w i r d , 3.837 S, aber 
jeder, der über rund 70 000 S monatl ich bezieht, zahlt 
nur 3 307 S, also sogar etwas weniger als bei einem 
Mona tsbezug von 33 000 S 

setzbarkeit der Beiträge als Werbungskosten im Ein­
kommensteuerrecht noch verstärkt; dies bedeutet , daß 
heute die absolute effektive Beitragsleistung (nach 
Steuern) für Einkommen über 68 000 S monatl ich niedri­
ger ist als für Einkommen in der Höhe der Höchstbei­
t ragsgrundlage (37.800 S! 

Auch aus arbeitsmarktpolit ischer Perspektive ist diese 
Form der Finanzierung kritisch zu sehen, d a die Arbeit­
geberbe i t räge ebenfal ls entsprechend regressiv wirken 
und damit den Faktor Arbeit im weniger qualif izierten 
Segment - das von Arbeitslosigkeit am stärksten betrof­
fen ist - verteuern 

Diese regressive Wirkung der Soz ia labgaben hat sich 
seit Anfang der achtziger Jahre verstärkt: W ä h r e n d die 
Soz ia labgabenquote zwischen 1983 und 1991 für mitt­
lere Einkommen um 1/4 Prozentpunkte st ieg, sank sie für 
das oberste Dezil um 0,8 Prozentpunkte. 

DIE LOHNSTEUER 

Die Lohnsteuer ist die aufkommenstärkste direkte Steu­
er,- auf sie entfal len rund ein Viertel des gesamten Steu-
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eraulkommens und rund 60% aller direkten Steuern Die 
Verteilungswirkung der Lohnsteuer ist eindeutig progres­
siv: Mi t steigendem Einkommen steigt die Lohnsteuer­
quote Das obere Drittel der unselbständig Beschäftig­
ten mit einem Monatseinkommen von mehr als 26.000 S 
(einschließlich Sonderzahlungen) bezieht 53% der Brut­
toeinkommen und zahlt 7 2 % des Lohnsteueraufkom­
mens. 

Auf Haushaltsebene ist die Progressionswirkung gerin­
ger, da das Prinzip der Individualbesteuerung für Haus­
halte mit mehreren Einkommensbeziehern die Progres­
sion abschwächt Das obere Drittel mit einem Monats ­
einkommen von über 45.000 S bezog 1991 53% der 
Bruttolöhne und -geholter und zahl te rund 63% des 
Lohnsteueraufkommens Die Lohnsteuerquote stieg von 
4 ,5% im 1. Dezil auf 17,2% im letzten Für das Med ian ­
einkommen betrug sie rund 10%. 

Bezieht man auch die Pensionistenhaushalte in die Ana­
lyse ein, so sinkt die durchschnittliche Steuerquote auf 
11,5%. Die untersten 10% der Einkommensbezieher ver­
dienen weniger als 8.700 S und zahlen keine Lohnsteu­
er, für das Medianeinkommen liegt die Lohnsteuerquote 
bei 9,5% und im obersten Dezil für Einkommen über 
60.000 S im Durchschnitt bei 16%.. Bezogen auf alle 
lohnsteuerpfl ichtigen Haushalte - also unselbständig 
Beschäftigte und Pensionisten - verdiente das obere 
Drittel 60% des Einkommens und zahl te gut 70% der 
Lohnsteuer; das untere Drittel bezog 12% des Einkom­
mens und trug gut 5% des Lohnsteueraufkommens. 

Seit 1983 hat sich im Zuge der Steuerreform 1988 der 
Progressionsgrad des österreichischen Einkommensteu­
ersystems erhöht Das unterste Dezil der Beschäftigten­
haushalte wies 1983 eine Lohnsteuerquote von 7,4% 
auf und zahl te 1991 nur 4 ,5% der Bruttobezüge an 
Lohnsteuer; die Lohnsteuerquote des obersten Dezils 
w a r mit 17,2% im Jahr 1991 e twas höher als 1983 
(16,6%) Ein ähnliches Bild ergibt sich für die Haushalte 
aller Nichtselbständigen: Lag die Steuerquote 1983 im 
1. Dezil bei 0,9%, so fiel 1991 in dieser Einkommen­
schicht keine Lohnsteuer a n ; im obersten Dezil w a r die 
Steuerquote 1991 bei niedrigerer durchschnittlicher 
Steuerleistung mit 16 ,1% um fast 1 Prozentpunkt höher 
als 1983. 

Seit damals wurden zum einen ana log zur Entwicklung 
in den anderen Industriestaaten auch in Österreich die 
Spitzensteuersätze herabgesetzt , aber gleichzeitig die 
Bemessungsgrundlage durch eine Einschränkung der 
Gestaltungsmöglichkeiten verbreitert Im Rahmen der 
Steuerreform 1988 wurden nicht nur die Tarife gesenkt, 
sondern auch die zunehmende Aushöhlung der Bemes­
sungsgrundlage e ingedämmt. M i t der Einführung eines 
Höchstrahmens für die Sonderausgaben und durch An­
erkennung von nur noch der Hälf te der bezahlten Be­
t räge wurde die Tarifaushöhlung gebremst und die re­
gressive Verteilungswirkung e twas abgeschwächt . So 

Abbildung 4-. Abgabenquoten nach Einkommenschichten 
1983 und 1991 

Haushalte von unselbständig Beschäftigten 

0 |- 1 _ | _ | _ 1 . 1 1 1 1 

1 1. 3 4 5 6 7. 8. 9. 10 
17 7 23 0 26,1 30,7 35,3 40,6 46,8 54 7 68,3 >48,3 

Dezile 
1000 S pro Monat 

w a r 1991 die Höhe des durchschnittl ichen Freibetrags 
nominell niedriger als 1982. Zudem haben sich die Un­
terschiede in der Beanspruchung von Freibeträgen nach 
Einkommenschichten signifikant verringert - sowohl hin­
sichtlich der Zahl der Fälle als auch hinsichtlich der Hö­
he der Beträge 1982 reichten 45% der Bezieher eines 
Durchschnittseinkommens Sonderausgaben ein, 1991 
schon 75%; unter den Beziehern eines halben Durch­
schnittseinkommens beanspruchten 1982 rund 10%, 
1991 schon 45% Sonderausgabenfre ibeträge. Die Hö­
he der Beanspruchung pro Fall blieb in der unteren 
Hälf te der Einkommensverteilung ungefähr gleich, ging 
aber im oberen Teil stark zurück Bei einem Jahresein­
kommen von 600.000 S wurden 1982 Sonderausgaben 
von 45.000 S eingereicht, 1991 gut 20.000 S; bei einem 
Jahreseinkommen über l !4Mi i i . S verringerte sich der 
Durchschnitt der beantragten Freibeträge von 92.000 S 
1982 auf 42 000 S 1991 - auf weniger als die Hälf te 
Die Folge ist, daß sich die Tarifaushöhlung in den unte­
ren Einkommensklassen vergrößerte und in den oberen 
spürbar verringerte 

Zum anderen wurde die steuerliche Kinderförderung, 
die bis 1986 auf die Berücksichtigung in der Besteue­
rung der Sonderzahlungen und im Sonderausgaben­
rahmen beschränkt war , in Form von Absetzbet rägen 
schrittweise ausgebaut Heute spielen Kinder im Son­
derausgabenrahmen und in der Besteuerung des 13. 
und 14. Monatsbezugs keine Rolle mehr, vielmehr wi rd 
ein nach der Zahl der Kinder gestaffelter Absetzbet rag 
mit der Familienbeihilfe direkt ausgezahlt 

Insgesamt wirken die direkten Lohnabgaben sowohl auf 
Personen- als auch auf Haushaltsebene progressiv Auf 
Haushaltsebene hat sich diese Progressionswirkung 
zwischen 1983 und 1991 deutlich verstärkt (Abbil­
dung 4) 

O b w o h l die Umverteilungswirkung der direkten Lohnab­
gaben seit Anfang der achtziger Jahre zugenommen 
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Einschätzung der Einkommensteuerreformen 1988 und 1993 

Die erste Etappe der Einkommensteuerreform (1988) 
bedeutete vor allem eine Senkung der Tarife und eine 
Verbreiterung der Bemessungsgrundlage O b w o h l die 
Spitzen Steuersätze stärker zurückgenommen wurden 
als die Einstiegstarife in den unteren Einkommensberei­
chen, verringerte die Eindämmung der Gestal tungs­
möglichkeiten (z.. B durch die Senkung der Oberg ren­
zen für Sonderausgaben) die Steuerbelastung in den 
unteren Einkommenschichten e twas stärker, erhöhte 
also die Progression. 

Die zwei te Etappe der Steuerreform (1993) ließ die 
Tarifsätze unverändert 1). Sie bestand vor allem in 
einer Anhebung der Absetzbet räge verbunden mit 
einer Negat ivsteuer: Arbeitnehmern, für die der Ar­
bei tnehmerabsetzbetrag aufgrund zu geringen Ein­
kommens nicht zum Tragen kommt, we rden 10% ihrer 
Sozialversicherungsbeiträge (höchstens 1.500 S im 
Jahr) im W e g e der Veranlagung rückerstattet. Diese 
Maßnahme soll die niedrigsten Einkommen entlasten, 
die von einer Anhebung der Soz ia labgaben voll er­
faßt w e r d e n , aber von Steuersenkungen nicht profit ie­
ren, d a sie ohnehin keine Lohnsteuer zu entrichten ha­
ben. 

Die Steuerreform 1993 brachte eine deutl iche Sen­
kung der Steuerbelastung und eine wei tere Erhöhung 
des Progressionsgrades der Einkommensteuer O b ­
woh l die Arbei tnehmerbei t räge zur Sozialversiche­
rung zwischen 1991 und 1995 um fast Vh Prozent­
punkte st iegen, ist für die untere Häl f te der Einkom­
mensverteilung die Abgabenbe las tung insgesamt ge­
sunken. 

Bei einem Einkommen von 10 0 0 0 S monatl ich plus 
Sonderzahlungen werden heute ohne Alleinverdiener-
absetzbet rag 78 S an Lohnsteuer rückerstattet, und 
die Lohnsteuerquote ist um 3/4 Prozentpunkte niedriger 
als 1991, für 20 000 S und für 50.000 S um rund 2 Pro­
zentpunkte, für 100000 S aber um nur \% Prozent­
punkte. Die Lohnabgabenquote - also Sozialversiche­
rungsbeiträge und Lohnsteuer in Prozent des Brutto­
lohns - ist für Einkommen von rund 25.000 S ohne An­
spruch auf den Al leinverdienerabsetzbetrag geringer 
als 1991, für einen Mona tsbezug von 100.000 S aber 
um % Prozentpunkte höher Bei Anspruch auf den Al ­
leinverdiener- oder Al leinerzieherabsetzbetrag ist heu­
te die Abgabenquo te bis zu einem Mona tsbezug von 
30 000 S niedriger als 1991. 

Neben der Erhöhung der allgemeinen Absetzbet räge 
wurden nach der Zahl der Kinder gestaffelte Kinder-
absetzbet räge - monatlich 350 S für das erste, 525 S 
für das zweite und 700 S für jedes wei tere Kind - ein­
geführt, die mit der Familienbeihilfe wie eine Transfer-
zahiung vom Finanzamt ausgezahlt werden . Ein Aliein­
verdiener mit zwei Kindern erhält damit bei einem M o ­
natsbezug von 10 0 0 0 S (plus Sonderzahlungen) 10% 
seines Bruttobezugs als Negativsteuer ausgezahlt , bei 
einem Bruttolohn von 15.000 S 2,8%. Die gesamte 
Lohnabgabenquote sinkt damit für den Mindest lohn-
bezieher (10 000 S) mit zwei Kindern auf 7,5%. 

Zugleich wurde im Rahmen dieser Steuerreform die 
Kinderstaffelung bei der Besteuerung des 13 und 
14 Monatsbezugs beseitigt, sodaß diese sonstigen 
Bezüge nunmehr mit 6% einheitlich besteuert werden 

') Eine ausführliche Analyse der zweiten Etappe der Steuerreform findet sich in Lehner (1993) 

hat, ist sie durch die degressive Verteilungswirkung der 
Soz ia labgaben insgesamt mäßig Der Gini-Koeffizient 
sinkt von 0,281 für die Bruttoverteilung auf 0,268 für die 
Nettovertei lung 

Die Zunahme der Disparität der Haushaltseinkommen 
seit Anfang der achtziger Jahre wurde durch die Ver­
stärkung der Progression nicht ausgegl ichen, sodaß 
auch die Nettovertei lung 1991 ungleicher w a r als 1983 

Auch für alle Nichtselbständigen-Haushalte erhöhte 
sich die Progression der direkten Lohnabgaben leicht. 
M i t 3,9% w a r 1991 die Abgabenquo te im untersten De­
zil um 1,2 Prozentpunkte niedriger als 1983, im 10. Dezil 
mit 27,2% aber um 1 Prozentpunkt höher. Bis zum 5. De­
zil sank die Abgabenbe las tung, darüber nahm sie zu. 

Die gesamte Problematik der gesonderten Besteuerung 
bestimmter Einkommensteile zu festen Sätzen, w ie des 
13.. und 14.. Monatsbezugs und der Abfer t igungen, 
wurde in der ersten Umverteilungstudie aus verteilungs­

politischer Perspektive ausführlich analysiert [Guger, 
1987, S. 125ff) Die Vorbehal te von damals gelten un­
eingeschränkt auch heute: Diese Sonderregelungen 
k o m m e n den Beziehern hoher Einkommen nicht nur ab ­
solut, sondern aufgrund des Progressionseffektes in der 
Normalbesteuerung auch relativ zum Einkommen uber­
proport ional zugute; sie vermindern also die Steuer­
quote für hohe Einkommen stärker als für niedrige und 
wirken damit regressiv auf die Verteilung der Net toe in­
kommen. 

Das österreichische Ein kommen S teuersys tem muß inso­
fern als ineffizient bezeichnet werden , als es die Steuer­
last subjektiv größer erscheinen läßt, als sie tatsächlich 
ist Durch zahlreiche Ausnahmeregelungen und Gesta l ­
tungsmöglichkeiten ist die Bemessungsgrundlage aus­
gehöhlt und das Steueraufkommen geringer, als die 
Sätze erwar ten ließen. In einem effizienten Steuersy­
stem erscheint dagegen durch eine breite Bemessungs-
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grundlage und niedrige Sätze die subjektive Steuerlei­
stung geringer als die tatsächliche. Ein ähnliches Phäno­
men tritt international auf: Auch in anderen Ländern ist 
die effektive Steuerbelastung geringer als die tatsächli­
che. 

Die Progressionswirkung des Lohn S teuersys tems ist woh i 
seit 1983 gest iegen; die Zunahme der Ungleichheit in 
der Brutto Ve r te i l ung und die Zunahme der regressiven 
Wirkung der Sozialversicherungsbeiträge konnten aber 
dadurch nicht ausgeglichen w e r d e n : Die Netto-Einkom-
mensverteilung war 1991 ungleicher als 1983: Damals 
flössen 4 4 / 2 % der Nettoeinkommen ins oberste Quar t i l , 
1991 47%. 

DIE U M S A T Z - U N D VERBRAUCHSTEUERN 

Den Umsatz- und Verbrauchsteuern kommt in Öster­
reich größere Bedeutung zu als in den meisten Indu­
str iestaaten. Die internationale Literatur schreibt den in­
direkten Steuern überwiegend regressive Verteilungs­
wirkungen zu, da ärmere Bevölkerungsschichten auf­
grund der Verbrauchsstruktur und einer höheren Kon­
sumneigung relativ stärker belastet werden als reichere 

Diese Arbei t kann sich auf keine neueren Daten für die 
Verbrauchsstruktur nach Einkommenschichten stützen 
und muß daher auf jene der ersten Verteilungsstudie 
(1983! zurückgreifen. Ausgehend von den Veränderun­
gen der Verbrauchsstruktur und der Konsumquote laut 
Volkswirtschaftl icher Gesamtrechnung wurden die An­
teile der einzelnen Verbrauchsgruppen und die Kon­
sumquoten nach Einkommenstufen propor t ional ange­
paßt und die neuen Steuersätze angewende t Für die 
Ergebnisse ist vor allem ausschlaggebend, daß keine 
neueren Daten über die Unterschiede der Konsumquote 
nach Einkommenschichten vorl iegen und die Normver­
brauchsabgabe nicht berücksichtigt wurde 

Das Aufkommen an indirekten Steuern wirkt nach der 
vor l iegenden - vorsichtig zu interpret ierenden - Schät­
zung regressiv auf die Einkommensverteilung: Bei einer 
durchschnittl ichen indirekten Steuerbelastung von 12% 
zahlen das untere Drittel der Haushalte von unselbstän­
dig Beschäftigten 13,7%, das mittlere Drittel 13,0% und 
das obere knapp 1 1 % der Umsatz- und Verbrauchsteu­
ern. 

Bezieht man auch die übrigen Nichtselbständigen-
Haushalte (Pensionisten, Arbeitslose, nichtbeschäft igte 
Hausfrauen usw) ein, so steigt die indirekte Steuerquo­
te einerseits aufgrund der geringeren Sparquote der 
Haushal te mit niedrigerem Einkommen, andererseits 
aber auch wei l die Bruttoeinkommen - mit Ausnahme 
der Pensionen, die hier zu den Primäreinkommen zählen 
- keine Transfers (etwa Arbeitslosen- oder Karenzur­
laubsgeld) enthalten.. Für alle Nichtselbständigen-Haus­
halte liegt die indirekte Steuerleistung damit im Durch­
schnitt bei 12,6%: im unteren Drittel bei 15,8%, im mittle-

Abbiidung 5-. Abgabenquoten nach Einkommenschiebten 
1991 

Haushalte von unselbständig Beschäftigten 

1 2. 3 4 5 6 7 8 9 10 
177 22.0 26 1 3 0 7 3 5 3 40.6 46 8 54 7 68 2 >68 2 

Dezile 
1000S pro Monat 

Alle Nichtselbständiqen Haushalte 
(einschließlich Pensionisten- und Arbeits losen haushalte) 

40 ~i . .— ____„__ 

1. 2 3 4 5 6 7 8 9 10 
8.7 13.4 18 1 22 4 26,8 32 1 38.7 4 7 4 40,4 >60.4 

Dezile 
1000 S pro Monat 

ren bei 13,6% und im oberen bei 1 1,4% der Bruttoein­
kommen. 

DIE PERSONELLE A B G A B E N I N Z I D E N Z 

Die Gesamtinzidenz des Steuersystems ist in Österreich 
nur leicht progressiv-. Die durchschnittl iche Steuerlei­
stung der unselbständig Erwerbstätigen beträgt 37,6% 
Nur das oberste Dezil zahlt mit 38,2% um gut 
]h Prozentpunkt mehr, und die zwei unteren Dezile zah­
len mit 34,2% b z w 36,3% um 2]A Prozentpunkte weni ­
ger. W e g e n der Datenprobleme bei der Schätzung der 
indirekten Steuerbelastung hat aber eine zu detail l ierte 
Interpretation nach Dezilen wenig Sinn. Die zwei obe­
ren Drittel weisen mit 37%% die gleiche Steuerquote 
auf, das untere Dritte! liegt um nur 1 Prozentpunkt dar­
unter. 

Bei einem durchschnittl ichen Brutto-Haushaltseinkom-
men von 40.000 S zahlten 1991 die unselbständig Be­
schäftigten 15 000 S an Abgaben und bezogen ein 
Nettoeinkommen von 25 000 S Die Nichtselbständi­
gen-Haushal te verfügen über ein durchschnittliches 
Bruttoeinkommen von 31.600 S, zahlten 11.200 S oder 
35,4% an Abgaben und kamen auf einen Net tobezug 
von 20.400 S. 
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Die Abgabenquo te über alle Hausbalte verläuft pro­
gressiv. Das untere Drittel zahlt Abgaben von 28%, das 
mittlere 35% und das obere 37% des Bruttoeinkom­
mens Dieser Effekt ist aber strukturbedingt: in den unte­
ren Einkommensklassen sind Pensionisten, die keinen 
Pensionsversicherungsbeitrag zahlen, und andere 
Transfereinkommensbezieher, die von direkten A b g a ­
ben befreit sind (Karenzurlauber, Arbeitslose, nichtbe-
schäftige Hausfrauen und Studenten) stärker vertreten 

Die Inzidenz der wichtigsten Abgaben hat sich damit 
gegenüber 1983 zwei fach verändert : Zum einen stieg 
die Abgabenquo te durch höhere Sozialversicherungs-
bei t räge und höhere indirekte Steuern generell Zum 
anderen nahm die Abgabenbelas tung für untere Ein­
kommenschichten deutlich stärker zu : Im unteren Drittel 
bedeutet der Anstieg über 4 Prozentpunkte, im mittleren 
1,2 und im oberen Drittel % Prozentpunkte Diese Ergeb­
nisse sind allerdings mit Vorbehal t zu interpretieren, d a 
sich die Analyse der indirekten Steuern auf kein aktuel­
les Datenmaterial stützen konnte.. Zuverlässige Analy­
sen über die Verteilungswirkungen der indirekten Steu­
ern sind erst nach Vorl iegen der neuen Konsumerhe­
bung möglich 

Die Einführung der Kapitalertragsteuer im Jahr 1989 
mag dieser leichten Abnahme der Progressionswirkung 
entgegengewirkt und die Abgabenquo te im oberen Be­
reich auch e twas gehoben haben, die Neuregelung der 
Zinsen- und die Abschaffung der Vermögensbesteue­
rung seit 1993 entlastet dagegen Vermögensbesitzer 
und Spitzenverdiener w ieder spürbar. Gleichzeit ig ent­
lastet die Einkommensteuerreform 1993 durch die N e u ­
regelung der Absefzbeträge niedrigere Einkommen 
stärker und erhöhte damit die Progression der Lohn-
und Einkommensteuer. 

UMVERTEILUNG DURCH DIE 
STAATSAUSGABEN 

DIE FAMILIENFÖRDERUNG 

Österreich verfügt über ein umfangreiches und differen­
ziertes System der Familienförderung 7). Zur direkten Fa­
milienförderung über Transferzahlungen und Steuerab­
setzbeträge, die unmittelbar durch Kinder, Gebur t und 
Erziehungstätigkeit begründet we rden , sowie reale Lei­
stungen, w ie Schülerfreifahrt und freie Schulbücher, 
kommen indirekte Förderungen, w ie die beitragslose 
Mitversicherung der Familienmitglieder in der gesetzl i­
chen Sozialversicherung 

Das wichtigste Instrument der direkten Familienförde­
rung ist der Familienausgleichsfonds (FLAF) Seine Aus-

7) Die Umverteilungswirkungen der Familienförderung untersucht das 
WIFO im Auftrag des Bundesminisferiums für Umwelt, Jugend und Fa­
milie in einer eigenen Arbeit detailliert 

gaben betrugen laut Bundesvoranschlag 1995 
56Mrd S. Der größte Anteil von 3 4 M r d . S oder gut 
60% entfällt auf die Familienbeihilfen. Zu den Aufwen­
dungen des FLAF kommen rund 3 Mrd S an Familien-
und Geburtenbeihi l fen aus der Selbstträgerschaft und 
die steuerliche Familienförderung im Umfang von rund 

Obwohl die Familienförderung fast aus­
schließlich nach horizontalen Kriterien - von 
den kinderlosen zu den kinderbetreuenden 
Haushalten - umverteilt und ein großer Teil 
der Mittel in die obere Hälfte der Einkom­
menshierarchie fließt, wirkt sie insgesamt 
progressiv auf die Einkommensverteilung.. Für 
das unterste Quartil der Haushalte mit 
Kindern macht die Familienförderung ein 
Drittel des Nettoeinkommens aus, für das 
oberste nur 6'A%.. 

10 Mrd S - sie kann wie eine Erhöhung der Familien­
beihilfe gesehen we rden , mit der sie auch ausgezahlt 
w i rd 

Die Einnahmen des FLAF stammen zu 70% aus den 
Dienstgeberbeiträgen (1970 90%) 17% kommen aus 
der Abgel tung von Ansätzen für Einkommensteuern und 
8% aus Beiträgen der Lohn-, Einkommen-, Kapitaler­
t rag- und Körperschaftsteuerpfl ichtigen Die Länder und 
die land- und forstwirtschaftl ichen Betriebe t ragen in­
zwischen nur noch 0,3% bzw. 0,2% zur Finanzierung 
des Fonds bei , 1970 noch 1,6% b z w 0,9% 

Die Familienförderung ist in Österreich vorwiegend als 
Instrument der horizontalen Umverteilung konzipiert, 
das einen Teil der Lasten der Kinderbetreuung auch auf 
jene Haushalte überwälzen soll, die im Lebenszyklus 
gerade keine Kinderbetreuungskosten zu t ragen haben. 
Die wichtigsten Kriterien für die Verteilung der Mi t te l 
aus der Familienförderung sind die Zahl der Kinder, 
deren Altersstruktur, die Dauer des Schulbesuchs und 
die Beanspruchung von Karenzur laubsgeld, Sondernot­
stands- und Betriebshilfe 

1991 wurden rund 44 Mrd. 5 an direkter Familienförde­
rung ausgezahlt . An die Selbständigenhaushalte mit 
Kindern (13,5% aller Haushalte) flössen 6,8 M r d . S oder 
15,5% dieser familienpolit ischen Leistungen Die unselb­
ständig Beschäft igten, auf die 73% der Haushalte mit 
Kinder entf ielen, erhielten 31,5 M r d S oder 71,4% der 
Ausgaben für Familienpolitik. 

In der unteren Häl f te der Verteilung sind Pensionisten 
stark ver t reten; rund zwei Drittel der Kinder leben des­
halb in Haushalten der oberen Hälf te der Einkommens­
vertei lung, sodaß rund zwei Drittel der Mit te l dorthin 
fl ießen. Betrachtet man aber nur die kinderbetreuenden 
Haushalte, so sind Kinder und familienpolitische Lei­
stungen relativ gleich verteilt. Insgesamt betrug die Fa-
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Übersicht .5: Familienförderung nach Einkommenschichten 1991 

Alle Nichtselbständigen-Haushalte mit Kindern (einschließlich Pensionisten- und Arbeitslosenhaushaltel 

Monetäre Transfers Reale Leistungen 

Brutto-Haushaltseinkommen Familienbeihilfen Karenzurlaubsgeld Geburtenbeihilfe Schülerfreifohrt und Schulfahrtbeihilfe 
Schulbücher Mutter-Kind-Pofj 

Mi l l S Anteile in % Mil l S Anteile in % Mil l S Anteile i n % Mill S Anteile in 

1 Dezil 2 531 100 502 15 5 104 9 6 459 9 7 
2 Dezil 2 548 10 1 728 22 5 166 153 455 9 6 
3 Dezil 2 502 9 9 605 187 177 163 419 8 9 
4 Dezil 2 388 9.5 508 157 147 13,6 444 9 4 
5. Dezil 2 .65! 10,5 250 7 7 113 104 492 104 
6. Dezil 2 575 10,2 200 ö.2 97 8 9 503 10,7 
7 Dezil 2 529 10.0 172 5,3 80 7 3 488 10.3 
8 Dezil 2 595 103 78 2 4 76 7.0 486 103 
9 Dezil 2 436 9.7 104 3 3 71 6,5 465 9 9 

10 Dezil 2 481 9 8 90 2 8 53 4 9 506 107 

1 Quarti l 6 283 2 4 9 1 487 4 5 9 360 33 2 1 101 23.3 
2 Quarti l 6 337 25,1 1 106 34 2 349 32 1 1 169 24.8 
3. Quarti l 6 421 25 4 422 13,0 213 19,6 1 251 26,5 
4 Quart i l 6 194 24,5 223 6 9 164 15,1 1 196 25 4 

! Drittel 8 4 1 2 33,3 1 995 64 2 500 46 1 1 493 31,6 
2 Drittel 8 466 33.5 817 26,3 359 33 1 1.605 3 4 0 
3 Drittel 8 357 33 1 297 9 5 226 20.8 1.620 34 3 

Summe 25.235 1000 3 237 1000 1 086 1000 4 7 1 9 100 0 

Keine Einkommensangabe 2 344 9,3 289 8 9 101 9,3 439 9.3 

Insgesamt 2 7 5 7 9 109,3 3 526 108 9 1 187 109.3 5.157 1093 

Q: ÖSTAT Mikrozensus; WIFO 

milienförderung je kinderbetreuenden Haushalt im Jahr 
1991 monatl ich 3 280 S oder 1 920 S pro Kind In den 
unteren Einkommenstufen erreichte die Förderung rund 
3 900 S und im oberen Drittel 3 000 S Die Familienbei­
hilfen lagen relativ einheitlich bei 2.430 S, auch die 
Schülerfreifahrten weichen nach Einkommenschichten 
kaum von der durchschnittl ichen Leistung von rund 
4.200 S pro Jahr und kinderbetreuenden Haushalt a b . 
Die übrigen familienpolitischen Leistungen differieren er­
war tungsgemäß deutlich nach Einkommenschichten: Im 
unteren Drittel wurden je Haushalt mit Kindern monat­
lich rund 600 S an Karenzurlaubsgeld ausgezahl t , im 
oberen Drittel nur 100 S; mit 1.600 S an Geburtenbeihi l ­
fe und 500 S an Ausgaben für den Mutter-Kind-Paß pro 
Haushalt und Jahr waren auch diese unmittelbar mit der 
Gebur t zusammenhängenden Leistungen für die unte­
ren zwei Drittel doppe l t so hoch wie für das obere Die 
Aufwendungen für Schulbücher streuen nach Schultyp 
und Alter der Kinder stark; sie waren mit rund 1.000 S 
pro Jahr und Haushalt im oberen Drittel um 300 S höher 
als im unteren. 

O b w o h l insgesamt die Familienförderung pro Kind -
aber auch je Haushalt mit Kindern - nach Einkommen­
stufen nur wenig variiert, ist die einkommenspolitische 
Bedeutung dieser Förderung sehr unterschiedlich Im un­
tersten Dezil, in dem das durchschnittl iche Net toe in­
kommen je Haushalt 1991 bei 8.500 S lag , bi ldet die 
Familienförderung mit fast 4.000 S monatl ich oder bei­
nahe 50% des Nettoeinkommens einen unverzichtbaren 
Bestandteil des Lebensunterhalts, der das gewichtete 
Pro-Kopf-Einkommen im Durchschnitt von 6 9 0 0 S auf 
12.400 S anhebt Auch im 2 und 3. Dezil steuern die 
Leistungen aus der Familienförderung ein Viertel des 

Nettoeinkommens zum Lebensunterhalt bei , im mittleren 
Drittel der Verteilung 15% und im oberen rund 7% 

Die direkte Familienförderung w i rd zum überwiegenden 
Teil über den Familienlastenausgjeichsfonds [zweckge­
bundene Gebarung) f inanziert Daher läßt sich die Fra­
ge beantwor ten , welche sozialen Gruppen bzw. Ein­
kommenschichten Net toempfänger oder Net tozahler 
der Familienförderung sind 

Nach der sozialen Stellung betrachtet , sind die Selb­
ständigen Net toempfänger der Familienförderung: 1991 
trugen Selbständige 5,7% der Einnahmen des FLAF bei 
und erhielten 15,7% seiner Ausgaben. Auch die unter 
dem Begriff „Selbst t räger" zusammengefaßten Institutio­
nen sind Net toempfänger : Die Gebietskörperschaften 
(Ausnahme: Gemeinden mit weniger als 2.000 Einwoh­
nern) und die gemeinnützigen Krankenanstalten sind von 
der Leistung der Dienstgeberbeiträge befreit und t ragen 
daher die Familien- und Geburtenbeihi l fe selbst. Die 
übrigen familienpolitischen Leistungen an ihre Mi tarbe i ­
ter (Schülerfreifahrt, Schulbücher usw) werden aber aus 
dem FLAF finanziert, obwoh l sie keine Beiträge leisten 

Zwischen den Einkommenschichten bewirkt die Familien­
förderung eindeutig eine vertikale Umverteilung: Bis zum 
7. Dezil sind die Leistungen größer als das Aufkommen. 
Das obere Drittel der Haushalte zahlt rund 70% der 
Mit te l des FLAF ein und erhält schwach 43% der Lei­
stungen. 

DIE ARBEITSLOSENVERSICHERUNG 

Mi t der Zunahme der Arbeitslosigkeit seit Anfang der 
achtziger Jahre wuchs naturgemäß das Budget der Ar-
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Übersicht 6-. Verteilung der monetären und realen Transfers nach Einkommenschichfen 1991 

Alle Nichtselbständigen-Haushalte (einschließlich Pensionisten- und Arbeits osen haushalte! 
Arbeitslosen 

Notstonf 
seid und 
shilfe 

Familien politische Leistungen Bildungskonsum Gesur dheitsleistungen Transfers ns gesamt 

In S Ir % des Brutto­
einkommens 

InS In % des Brutto­
einkommens 

In S In % des Brutto­
einkommens 

In S In % des Brutto­
einkommens 

InS In % des Brutto­
einkommens 

1 Dezil 942 20 9 550 12.2 786 17.5 1 288 28 6 3 566 79 2 
2 Dezil 151 1 4 254 2 3 499 4 5 1 497 134 2 402 21 4 
3 Dezii 188 1.2 916 5 8 1 223 7 7 1 752 110 4 079 25,7 
4 Dezil 175 0.9 1.082 5 4 1 411 7,0 1 986 9,8 4 6 5 5 23 0 
5. Dezil 256 1 0 1 317 5 4 1 921 7.8 2 045 8,3 5 539 22 6 
6. Dezil 223 0 8 1 419 4.8 2 352 8 0 2 168 7 4 6 162 21 0 
7 Dezil 142 0 4 1 558 4 4 2 803 7 9 2 222 6,3 6 725 190 
8 Dezil 164 0 4 1 422 3.3 2 797 6,5 2 300 5,3 6.684 15,5 
9 Dezil 122 0.2 1 459 2 7 2 794 5 2 2 467 4.6 6.843 12,8 

10 Dezil 87 0.1 1 498 1.9 3 270 4 1 2 782 3,5 7.637 9.6 

1 Quarti l 478 5,3 480 5 3 730 8 0 1 435 15,8 3 123 34,3 
2 Quartil 211 1 0 1 158 5,4 1 587 7.5 1 985 9 3 4941 23,2 
3 Quartil 176 0,5 t 457 4,3 2 548 7,5 2 203 6.5 6 384 187 
4 Quarti l 119 0 2 1 485 2 4 3 062 4 9 2 574 4 1 7 240 11 6 

1 Drittel 407 3,6 631 5,6 896 7 9 1 552 137 3 486 30.8 
2 Drittel 206 0.8 1 350 4 9 2 116 7.8 2 114 7 7 5 786 21 2 
3 Drittel 123 0 2 1 463 2 6 2 942 5,2 2 486 4 4 7 0 1 5 124 

Insgesamt 246 0,8 1 142 3,6 1 499 4 7 2 048 6 5 4 936 15.6 

Q: ÖSTAT Mikrozensus: WIFO 

beitsmarktverwaltung, es hat sich in den letzten 10 Jah­
ren mehr als verdoppel t (1986 24 M r d S, 1996 laut 
Bundesvoranschlag 60 M r d . S).. Die Ausgabenstruktur 
der Arbeitsmarktverwaltung veränderte sich in den letz­
ten 10 Jahren nicht wesentl ich. Etwas mehr als die Hälf­
te der Ausgaben fließen als Leistungen im Falle der Ar­
beitslosigkeit (Arbeitslosengeld, Notstandshi l fe oder 
Sonderunterstützung) an die Versicherten (siehe auch 
Wohlfahrt, 1996). 

Die Arbeitslosenversicherung ist primär dem Versiche­
rungsgedanken verpflichtet.. Sie soll das finanzielle Risi­
ko bei Arbeitslosigkeit abdecken Die Ersatzquote liegt 
bis zur Höchstbemessungsgrundlage bei knapp unter 
6 0 % des Nettoeinkommens Gegenüber 1983 ist sie 
woh l leicht gest iegen; in den letzten Jahren wurden 
aber für kurzzeitige Arbeitslosigkeit (Wegfa l l des .Jah­
resausgleichs) und für höhere Einkommensklassen (ab 
einem Bruttoeinkommen von 20 000 S) die realen Er­
satzraten reduziert, sodaß die höchste Arbeitslosenun­
terstützung in den letzten 10.Jahren real leicht zurück­
g ing, sie betrug 1995 12.700 S. 

1991 machte der durchschnittl iche Bezug eines Lei­
stungsempfängers (Arbeitslosengeld und Notstandshi l ­
fe) 7.634 S aus Knapp über 40% der Leistungsbezieher 
erhielten Leistungen, die geringer waren als die Aus­
gleichszulage in der Pensionsversicherung, höher als 
10.000 S w a r ein Fünftel der Leistungen. 

Individuelle Armutsgefährdung ist vor allem bei längerer 
Arbeitslosigkeit gegeben : Meh r als zwei Drittel der 
Notstandshi l feempfänger müssen mit Beträgen auskom­
men, die unter dem Richtsatz der Ausgleichszulage lie­
gen . Dies gilt für drei Viertel der Frauen und über vier 
Fünftel der Jugendlichen (unter 25 Jahren) unter den 
Notstandshi l febeziehern. 

Zur Beurteilung der Armutsgefährdung ist aber die Ein­
kommensituation der Arbeitslosen im Haushaltszusam­
menhang zu sehen: Deutliche Einkommenseinbußen er­
leiden Haushalte, deren Haushaltsvorstand Alleinver­
diener ist und für deren arbeitslose Familienangehöri­
gen keine Transferleistungen gewähr t werden . Das Ein­
kommen dieser Haushalte liegt bei nur noch 60% des 
Nettoeinkommens der Haushalte ohne arbeitsloses 
Haushaltsmitglied 

Finanziell ähnlich schlecht gestellt sind Haushalte mit ar­
beitslosem Haushaltsvorstand. Der Anteil der Haus­
haltsvorstände an den Arbeitslosen stieg von 1983 bis 
1991 von einem Drittel auf die Hälf te Diese Haushalte 
sind bei längerer Dauer der Arbeitslosigkeit massiv ar-
mutsgefährdet. 

Arbeitslosengeld und Notstandshilfe wirken unter den 
analysierten staatl ichen Leistungen am stärksten pro­
gressiv Sie kommen vor allem den sozial Schwächeren 
zugute, da diese von Arbeitslosigkeit deutlich überpro­
port ional betroffen sind Rund die Häl f te dieser Mit te l 
fließt in das untere Viertel der Einkommensverteilung 
W ä h r e n d im 1. Dezil pro Haushalt und M o n a t 940 S 
ausgezahlt we rden , fal len im Durchschnitt 250 S und im 
obersten Dezil nur 90 S an . Für die 10% der Haushalte 
mit dem niedrigsten Einkommen bilden die Leistungen 
aus der Arbeitslosenversicherung über 20% ihres Brutto­
einkommens, im 2 Quart i l 1 % und in der oberen Hälf te 
14% und weniger. 

Massiv umverteilt w i rd auch über die Finanzierung der 
Arbeitslosenversicherung: Das 1 Dezil leistet nahezu 
keinen Beitrag zur Arbeitslosenversicherung (0,5% der 
Gesamtbei t räge), erhält aber 40% der Leistungen. Das 
obere Drittel zahlt rund zwei Drittel der Beiträge und er­
hält 17% der Leistungen; das untere Drittel, das über die 
Hälf te der Leistungen bezieht, zahlt 8% der Beiträge. 
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Ubersicht 7: Verteilung der monetären und realen Transfers nach Einkommenschichten 1991 

Alle Nichtselbständigen-Haushalte (einschließlich Pensionisten- und Arbeitslosenhaushaltel 

Arbeitslosengeld und 
Notstandshilfe 

Familien politische Leistungen Bildungsk onsum Gesu ndheitsleistungen Transfers nsgesamt 

Anteile n % 
Kumuliert 

Anteile n % 
Kumuliert 

Anteile n % 

Kumuliert 

Anteile in % 
Kumuliert 

Anlei e i n % 
Kumuliert 

1 Dezil 39.0 39 0 4.9 4 9 4 1 4 1 6 4 6 4 6 7 6 7 

2 Dezil Ö..5 45,5 2.4 7,3 2 7 6 7 7 7 142 4 7 11 4 

3 Dezil 7.1 52,5 7 4 147 5,7 124 7 9 22 1 7.0 184 

4 Dezii 7 1 5 9 7 9,5 24 1 7 1 19,5 9 7 31 7 8,6 2 7 0 

5 Dezil 104 70.1 116 35,7 9 7 2 9 3 100 41.8 103 37 2 

6 Dezil 9.0 79 1 12 4 48.1 119 41 2 106 52 4 11 4 48 6 

7 Dezil 5 7 8 4 8 13,6 61 7 14 1 55,2 108 63 1 12.3 6 0 9 

8 Dezil 6 7 91,6 12.5 74 2 142 69.5 11 3 74 5 12 4 73 4 

9 Dezil 49 96.5 127 86 9 140 83 5 120 8 6 4 126 8 5 9 

10 Dezil 3,5 100,0 13 1 1000 16,5 1000 136 100,0 14 1 1000 

1 Quarti l 4 8 7 4 8 7 106 10,6 9 3 9 3 176 17.6 145 145 

2 Quorti l 2 ! 4 70 1 25 3 3 5 7 2 0 0 2 9 3 24 2 41 8 22 8 37 2 
3 Quarti l 179 8 7 9 32 0 67 7 32 2 61 5 2 6 9 68 7 29,5 6 6 8 
4 Quart i l 12.1 1000 32 3 100,0 38.5 1000 31,3 1000 33.3 1000 

1 Drittel 55,7 55,7 18,6 18,6 15,3 153 25,6 25,6 21 7 21 7 

2 Drittel 27,6 83,3 39,0 5 7 4 35 2 50,5 34,0 59.6 35,2 5 6 9 

3 Drittel 16,7 1000 42 7 1000 49.5 100.0 40 4 1000 43 1 100 0 

Insgesamt 100,0 1000 100,0 100.0 1000 

Q: ÖSTAT Mikrozensus; WIFO 

D A S G E S U N D H E I T S S Y S T E M 

Die öffentl ichen Gesundhei tsaufwendungen (siehe auch 
Marterbauer, 1996) lagen 1994 bei e twa 155 M r d S, 
seit 1980 wuchsen sie im Durchschnitt um 7% pro Jahr. 
Ihre rasche Zunahme ist auf demographische Faktoren 
und die merkliche Verbesserung der medizinisch-techni­
schen Ausstattung zurückzuführen 

Das Gesundheitssystem verteilt primär horizontal zwi ­
schen Gesunden und Kranken um. Die fo lgende Analy­
se bezieht sich auf das Jahr 1991 und die Leistungen 
der Krankenversicherungsträger Die Struktur der Inan­
spruchnahme von Gesundheitsleistungen folgt grund­
sätzlich den Mikrozensus-Ergebnissen der Verteilungs­
studie des Jahres 1987 (vgl Guger, 1987, und Mitter, 
1985). 

Die Gesundhei tsausgaben weisen primär eine enge 
Korrelation mit dem Alter auf. Für Kinder, Schüler und 
Studenten fällt nur e twa die Hälf te der durchschnittl i­
chen Gesundheitskosten pro Person und Jahr an Unter 
den Berufstätigen steigen die Gesundheitskosten von 
e twa 6 500 S pro Jahr (bis zu einem Alter von 20 Jah­
ren) auf 13000 S (über 50 Jahre). Pensionisten beziehen 
die höchsten Gesundhei tsaufwendungen (Männer 
17.500 S, Frauen 14.500 S). Dies ist vor allem auf die er­
heblich höhere Zahl von Arztbesuchen und die überpro­
port ionale Zahl von Krankenhausaufenthalten zurückzu­
führen. 

Im untersten Dezil machen die Gesundhei tsausgaben 
29% des Haushaltseinkommens aus Auch für das 2.. 
und 3. Dezil liegt der entsprechende Anteil noch über 
10%, für das 10. Dezil aber bei nur noch 3%% 

Deutlicher wi rd die Umverteilung durch das Gesund­
heitssystem in der Net toposi t ion der Haushalte Die 

Haushalte im unteren Einkommensdrittel leisten Kran-
kenversicherungsbeiträge von 7,25 M r d . S und bezie­
hen Gesundheitsleistungen von 15,7 M r d S im mitt­
leren Drittel ist die Net toposi t ion ausgewogen [Bei­
tragsleistungen und Gesundhei tsausgaben jeweils 
20,9 M r d . Sl Auf das obere Einkommensdrittel entfal­
len 37,1 M r d S an Beitragszahlungen, aber nur 
24,8 M r d S an Gesundheitsleistungen. 

Die Verteilungswirkungen der Krankenversicherungsbei­
t räge werden durch die beitragsfreie Mitversicherung 
von Familienangehörigen gedämpf t Der Leistungsauf­
w a n d für Mitversicherte betrug 1991 e twa 14 M r d S 
Im unteren Einkommensdrittel beträgt die Zahl der 
beitragsfrei Mitversicherten pro Haushalt durchschnitt­
lich 0,55, im mittleren Drittel 1,00 und im oberen Drittel 
1,09 Die Haushalte im unteren Einkommensdrittel neh­
men also relativ wenig Gesundheitsleistungen in An­
spruch, ohne dafür einkommensabhängige Beiträge zu 
leisten 

Gegenstand der ökonomischen Debat te zur Finanzie­
rung steigender Gesundheitsausgaben sind die Instru­
mente der Beiträge und der Selbstbehalte Die Kran­
kenversicherungsbeiträge t ragen grundsätzl ich zur Um­
verteilung zwischen den Einkommensgruppen bei. Dies 
w i rd durch die Höchstbeitragsgrenze und dem höheren 
Krankenversicherungsbeitrag der Arbeiter relativiert 
Selbstbehalte belasten - je nach Ausgestaltung - die 
unteren Einkommenschichten stärker 

Dem relativ hohen Anteil der Haushalte in oberen Ein­
kommenschichten an den Gesundheitsleistungen könn­
ten eine Aufhebung der Höchstbei tragsgrenze im Be­
reich der Krankenversicherung und eine Angleichung 
der Beitragssätze zwischen Arbeitern und Angestel i ten 
Rechnung t ragen Dies würde auch dem Leistungs-
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fähigkeifsprinzip in der Aufbr ingung öffentlicher Mi t te l 
besser entsprechen Maßnahmen, die die Kosten der 
beitragsfreien Mitversicherung eindämmen, würden 
wahrscheinl ich ebenfalls tendenziel l die Umverteilung 
unterstützen.. 

DAS BILDUNGSSYSTEM 

Bildung und Ausbildung werden in Österreich auf allen 
Ebenen als Au fgabe des Staates gesehen. Das private 
Schulwesen hat wenig Bedeutung, zudem werden die 
Kosten von Privatschuien zum größten Teil von der öf­
fentlichen Hand get ragen Die gesamte universitäre 
Ausbildung wi rd vom öffentl ichen Sektor bestritten. 

In der Abgrenzung der Volkswirtschaftl ichen Gesamt­
rechnung wurden 1991 von Bund, Ländern und G e ­
meinden rund 67 M r d . S für das Schulsystem ausgege­
ben Der Au fwand pro Schüler betrug 1991 in den Al l­
gemeinbi ldenden Pflichtschulen rund 57 000 S, in den 
Berufsbildenden Pflichtschulen rund 39.000 S, in den Al l ­
gemeinbi ldenden Höheren Schulen e twas unter 
70.000 S und in den Berufsbildenden Mit t leren und Hö­
heren Schulen gut 73 000 S. Entsprechend der Vertei­
lung der Schüler über die Al tersgruppen wurden daraus 
die Schulausgaben je Schüler nach Altersgruppen ge­
schätzt 

Die Schulausgaben verteilen sich im großen und ganzen 
so wie die Schüler Die Schülerzahl differiert abhäng ig 
von der Kinderzahl und der Schulbesuchsdauer nach 
sozialen Gruppen deutl ich. Für Bauern- und Arbei terfa­
milien e twa ergeben sich überdurchschnitt l iche Gebur­
tenraten, ihre Kinder nehmen aber Bildungseinrichtun­
gen am kürzesten in Anspruch. Kinder von Freiberuflern, 
Gewerbet re ibenden oder Beamten weisen relativ lan­
ge Schulbesuchszeiten auf. 

1991 entfielen 16,7% der Schulausgaben auf Selbstän-
digenhaushalte (8/2% der Haushalte) und 73 ,3% auf 
Haushalte von unselbständig Beschäft igten. In den übri­
gen Haushalten (Pensionisten, Arbeitslose, nichtberufs­
tät ige Hausfrauen) leben weniger Schüler. Uber alle 
Nichtselbständigen-Haushalte betrachtet flössen 7 0 % 
der Mit te l in die obere Hälf te der Einkommenshierar­
chie: allein in das obere Drittel fast die Häl f te, in das 
untere weniger als 10%. Die Verteilung der Schulausga­
ben entsprach damit jener zu Beginn der siebziger Jah­
re 

Da die Aufwendungen je Schüler nach Einkommen­
schichten nur wenig streuen - für Kinder aus Haushal­
ten der unteren zwei Drittel der Verteilung wurden je 
Kind 57.500 S aufgewendet , für jene im oberen Drittel 
59.200 S - , entspricht die Verteilung ungefähr jener der 
Schüler 

Die Aufwendungen je Haushalt mit Schülern sind dage ­
gen in den unteren Einkommenschichten höher als in 

den oberen. Sie sind im untersten Dezil mit 85.000 S am 
höchsten; hier f inden sich mehrheitlich Studenten- und 
auch Schülerhaushalte, in denen mehr als die Häl f te 
der Schüler aus dem 1. Dezil leben.. Im obersten Dezil 
we rden mit 69.000 S die niedrigsten Schulausgaben in 
Anspruch genommen, der Durchschnittswert liegt bei 
75 .000S . 

Die Schulausgaben je schülerbetreuenden Haushalt 
sind in den oberen Einkommenschichten relativ geringer: 
Im unteren Drittel machen sie über 50%, im mittleren 
Drittel knapp 30% und im oberen 14% des Net toe in­
kommens aus 

Für die Universitätsbildung w a n d t e der Bund 1991 
19,1 Mrd.. S auf [Guger, 1994) Da nähere Informatio­
nen über die Studienrichtung der Studenten aus den 
verschiedenen sozialen Gruppen und Einkommenschich­
ten fehlen, wurde von einem einheitlichen Pro-Kopf-Auf­
w a n d ausgegangen. Der Mikrozensus von September 
1991 weist rund 182.500 Studenten aus, die Hochschul­
ausgaben je Studenten erreichten damit rund 
105.000 S 

Aufgrund der hohen Studentendichte in den Selbstän-
digenhaushalten (8,6% der Haushalte, fast 20% der 
Studenten) kommt diesen ein überproport ionaler Teil 
der Hochschulausgaben zugute. In den Haushalten der 
freiberuflich Tätigen und der Gewerbe t re ibenden ist die 
Studentendichte mit 286 bzw 157 Studenten je 1 000 
Haushalte weit überdurchschnittl ich (alle Haushalte: 
62), in Bauernhaushalten mit 56 deutl ich niedriger. Die 
Haushalte der unselbständig Beschäftigten weisen eine 
Studentendichte von 77 je 1.000 Haushalte auf; sie 
w i rd vor allem durch die niedrigen Studentenzahlen (26) 
der Arbeiterhaushalte gedrückt 

Im Durchschnitt g a b die öffentl iche Hand pro Haushalt 
6.500 S für die Hochschulausbildung aus. W ä h r e n d 
aber im Durchschnitt auf einen Arbeiterhaushalt weni ­
ger als 3.000 S, auf einen Bauernhaushalt knapp 
6 .000S entf ielen, kamen auf Haushalte von Freiberuf­
lern durch die höhere Inanspruchnahme des Systems 
30 000 S und auf jene von Gewerbe t re ibenden 
16.000 S. Im Durchschnitt beanspruchten die Haushalte 
von Unselbständigen 8.000 S, von Beamten 13 0 0 0 S 
und von Angestel l ten etwas unter 12.000 S. 

Die Studentenzahlen je Haushalt und damit auch die 
staatl ichen Aufwendungen aus dem Hochschulbudget 
steigen mit der Einkommenshöhe In das untere Drittel 
der Einkommenshierarchie flössen 1991 14% der Ausga­
ben, in das obere 55%. Die Ausgaben nehmen mit stei­
gendem Einkommen nicht nur absolut , sondern auch re­
lativ zu : Im unteren Drittel entsprachen die Hochschul­
ausgaben 1,6% des Nettoeinkommens, im mittleren 2% 
und im oberen 2,2%, wirkten also nach der gängigen 
Definition eindeutig regressiv auf die Einkommensvertei­
lung 
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Je Haushalt mit Studenten - nur diesen kommen die 
Aufwendungen direkt zugute - fielen 1991 160.000 S 
an Hochschulausgaben an , 43% des Nettoeinkom­
mens. Bei den derzeit igen Kosten des Universitätssy­
stems würde eine rein private Finanzierung des Hoch­
schulstudiums im unteren Drittel der Verteilung 85% des 
Einkommens - im 1. Quart i l 1 0 0 % - , im mittleren 68% 
und im oberen 30% in Anspruch nehmen. 

Anders als dem gebührenfreien Studienangebot kommt 
den Stipendien, die nur an Bezieher niedriger Einkom­
men fl ießen, für die Gesamtvertei lung kaum nennens­
wertes Gewich t zu Da sich die Studienförderung an 
der Bedürftigkeit orientiert, sind die Stipendien in den 
Bauern- und Arbeiterhaushalten am höchsten In Sum­
me wurden 1991 rund 720 Mil l S an Studienförderung 
ausgezahl t , im Durchschnitt 3 900 S je Student (für Stu­
denten aus Bauernhaushalten 15.800 S, aus Arbeiter­
haushalten 7.400 S ; Guger, 1994, S. 22) 

VERTEILUNGSASPEKTE DER W O H N B A U ­
FÖRDERUNG 

Das Volumen der öffentl ichen Wohnbau fö rde rung (sie­
he auch Czerny, 1996) ist in Österreich außerordentl ich 
groß (1994 e twa 40 M r d S). Im internationalen Ver­
gleich dürften in Österreich sowohl die Qual i tätsstan­
dards als auch die Preise relativ hoch sein. 90% der 
Neubauwohnungen werden gefördert . 

Eine aktuelle empirische Grund lage zur Verteilung der 
Wohnbauförderungsmi t te l fehlt ; hier gelten im wesentl i ­
chen die Aussagen der ersten Umverteilungsstudie des 
W I F O : 20% der Wohnbauförderungsdar lehen fließen 
an Haushalte des unteren, jeweils rund 40% an jene 
des mittleren und des oberen Einkommensdrittels.. Die 
Gesetzesänderungen seit 1987 haben die W o h n b a u ­
förderung regressiver gemacht Verteilungswirkungen 
gehen neben dem kommunalen W o h n b a u besonders 
von der Subjektförderung in Form von Wohnbeih i l fen 
aus. Diese kommen den einkommenschwächeren Be­
wohnern geförder ter Mehrgeschoßwohnungen zugute 
Jedoch sinkt der Anteil der im Bereich der Subjektförde­
rung au fgewand ten Mi t te l laufend und beträgt nur 
noch e twa ein Zwanzigstel des Volumens der Objekt-
förderung 

DIE VERTEILUNGSWIRKUNGEN DER STAATS­
AUSGABEN INSGESAMT 

In absoluten Beträgen gemessen fließen mehr Staats­
ausgaben an Haushalte der oberen Hälf te der Ver­
teilung als an jene der unteren. Nur Arbeits losengeld, 
Notstandshi l fe und Sondernotstandshi l fe sowie die 
Sozialhilfe kommen in höherem M a ß e den unteren 
Einkommenschichten zugute Insgesamt nimmt von den 

Abbildung 6: Netfoinzidenz des öffentlichen Sektors 

Dezile 

hier untersuchten Bereichen - Arbeitslosenversicherung, 
Familienpolitik, Bildung und Gesundheit - ein Haushalt 
im unteren Einkommensdrittel pro M o n a t Leistungen von 
durchschnittlich 3.500 S, im mittleren Drittel von 5 800 S 
und im oberen Drittel von 7 000 S in Anspruch. Die 
Zunahme der Leistungen mit steigendem Einkommen 
hängt in erster Linie mit der Haushaltsgröße zusammen: 
Die Zahl der Haushaltsmitglieder ist in den oberen Ein­
kommensbereichen e twa doppe l t so groß wie in den 
unteren Jene Transfers, die auf die horizontale Vertei­
lung von Gesunden zu Kranken, von kinderlosen zu 
kinderbetreuenden Haushalten abzie len, fließen des­
halb in hohem Ausmaß an die Haushalte mit hohem 
Einkommen Das unterste Einkommensdezil ist stark mit 
Arbeitslosen besetzt,- diese Haushalte profit ieren von 
den entsprechenden Transfers. Im zwei ten Einkommens­
dezil f inden sich relativ viele Pensionistenhaushalte, die 
zwar viel an Gesundheitsleistungen, aber andererseits 
wenig an kinderorientierten Transfers in Anspruch neh­
men. 

W ä h r e n d diese monetären und realen Transfers pro 
Haushalt mit steigendem Einkommen deutl ich zuneh­
men, bleiben sie pro Kopf we i tgehend konstant.. Sie 
verbessern dagegen das Haushaltseinkommen in den 
unteren Einkommensbereichen außerordentl ich stark.. Im 
untersten Dezi! machen die Transfers aus den vier ana­
lysierten Kategorien knapp 80% des Bruttoeinkommens 
aus, im obersten nur 9 / 2 % Im unteren Drittel bet rägt der 
entsprechende W e r t 3 1 % , im mittleren 21 % und im obe­
ren Drittel 12/2% Insgesamt gehen von den hier analy­
sierten öffentl ichen Ausgaben erhebliche progressive 
Umverteilungseffekte aus 

DIE NETTOINZIDENZ DES ÖFFENTLICHEN 
SEKTORS IN ÖSTERREICH 

Die bisherige Analyse hat gezeigt , daß in Österreich 
durch Steuern und Abgaben auf der Einnahmenseite 
des Staates nur sehr mäßig umverteilt w i rd Die unter-
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Abbildung 7: Gewichtete Pro-Kopf-Einkommen 
lÄquivalenzeinkommenl 1991 

£3 Bruttoeinkommen • Verfügbares Einkommen 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

Dezile 

sten zwei Dezile zahlen in Relation zu ihrem Einkommen 
etwas weniger Steuern und Abgaben als der Durch­
schnitt und das oberste Dezil geringfügig mehr; dazw i ­
schen ist die Abgabenbelas tung propor t ional Umver­
teilung bewirkt in erster Linie die Ausgabenseite durch 
die staatl ichen Transferleistungen und das öffentliche 
Güter- und Leistungsangebot. In absoluten Beträgen 
fließen woh l mehr öffentliche Ausgaben an Haushalte in 
den oberen Einkommenschichten, da dor t die Zahl der 
Personen größer ist; in Relation zum Einkommen - und 
nur so kann der Progressionsgrad beurteilt werden -
nehmen aber in Summe die öffentl ichen Leistungen mit 
steigendem Einkommen a b 

O h n e Berücksichtigung der Haushaltsgröße verfügen 
die ärmsten 10% der Haushalte nach dem staatl ichen 
Umvertei lungsprozeß über ein um rund 50% höheres 
„Einkommen" (einschließlich öffentlicher Leistungen) als 
vorher. Im mittleren Einkommensbereich bet rägt die 
Net to-Abgabenle is tung bereits 12%, und das oberste 
Dezil erhält um 28% weniger „Endeinkommen" als Pri­
märeinkommen. 

Eine realistische Einschätzung der Umverteilungswirkung 
des öffentl ichen Sektors muß aber auch die Haushalts­
größe berücksichtigen. Diese nimmt mit der Höhe des 
Einkommens zu und ist im oberen Dritte! mit 3,15 e twa 
doppe l t so groß wie im unteren mit 1,55; im mittleren 
Drittel leben im Durchschnitt 2,41 Personen in einem 
Haushalt . 

W i r d die Haushaltsgröße in Form der gewichteten Pro­
Kopf- oder Äquivalenzeinkommen berücksichtigt und 
werden ferner die Haushalte nach dem Umverteilungs­
prozeß neu nach der Einkommenshöhe gruppiert , so ist 
die Umverteilungswirkung des öffentl ichen Sektors be­
trächt l ich: Der Gini-Koeffizient sinkt von 0,301 vor Um­
verteilung auf 0,211 - dieser Rückgang um 30% zeigt, 
daß die Verteilung der verfügbaren Einkommen signifi­
kant gleicher ist als jene der Brut tobezüge. Das gewich­
tete Pro-Kopf-Einkommen steigt im ersten Dezi! durch 

den staatl ichen Umverteilungsprozeß um 1 100S pro 
M o n a t oder 2 1 % , im zwei ten Dezil um 600 S oder 8%, 
während es im Medianbere ich um 1.400 S oder 1 1 % 
und im obersten Dezil um 13.000 S oder rund ein Drittel 
sinkt 
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UMVERTEILUNG 

Redistribution by the State in Austria - Summen/ 

Aithough the size of the public sector is large in Aus­
tr ia, its redistributive impact from high to low income 
classes is l imited: on the revenue side, indirect T a x a ­

t ion is high and , on the expenditure side, the principle 
of horizontal equity is prevalent.. 

In Austr ia, income and proper ty taxat ion is low and 
only moderate ly progressive due to a number of tax 
concessions which lower the tax rate for high incomes 
substantially. Indirect taxes and social security contri-
butions which have a clearly regressive effect on the 
distribution make up more than 70 percent of all pub­
lic revenues. Thus, the degree of progression of public 
revenues is only moderate. 

Public expenditures amount to more than 50 percent 
of GDP in Austria.. Eligibility and hence the distribution 

of public expenditures are dominated by the principle 
of horizontal equity and means testing is of hardly any 
importance Consequent ly, in actual terms most public 
benefits are received by higher income classes wi th 
larger household size. On ly unemployment benefits, 
unemployment assistance and special assistance for 
Single mothers a re , in actual terms, distr ibuted to low-
income groups to a significant extent.. 

In spite of this, low-income classes receive propor t ion-
ately more public benefits than high-income groups 
Thus, the expendi ture side is clearly progressive: the 
first decile has 50 percent more income after redistrib­
ution than before, the fifth decile loses 10 percent and 
the t op decile about 25 percent. 
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